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Rechtsform 
 

Die Sparkasse St. Blasien mit Sitz in St. Blasien ist eine gemeinnützige und mündelsichere 

rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie ist Mitglied des Sparkassen-Verbandes 

Baden-Württemberg und damit dem Deutschen Sparkassen- und Giroverband 

angeschlossen. 
 
 
 
Träger und Geschäftsgebiet 
 
Träger der Sparkasse sind die folgenden Gemeinden: 
 
 

               Einwohnerzahlen 

           per 31.12.2025 
 
Stadt St. Blasien  3.832 
 
Gemeinde Bernau  1.805 
 
Gemeinde Dachsberg  1.426 
 
Gemeinde Häusern  1.297 
 
Gemeinde Höchenschwand  2.567 
 
Gemeinde Ibach  341 
 
Gemeinde Schluchsee  2.610 
 

Das durch die Trägergemeinden repräsentierte Geschäftsgebiet der Sparkasse St. Blasien 

zählt somit per 31. Dezember 2025 insgesamt 13.878 Einwohner. 
 
 
 
Bankverbindungen und Bankleitzahl 
 
Bankverbindungen:  Landesbank Baden-Württemberg 

 
Deutsche Bundesbank Filiale Freiburg 

 

Bankleitzahl:   680 522 30 

BIC-Code:   SOLADES1STB 

Handelsregister-Nr.:  HRA 650259 beim Amtsgericht Freiburg i.Br. 



Geschäftsstellen 
 

___________________________________________________________________________ 
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Hauptstelle  
St. Blasien 

Bernau-Menzenschwander Straße 1, 79837 St. Blasien 

Postfach 1160, 79829 St. Blasien 

 

Telefon 07672 415-200, Fax 07672 415-228 

E-Mail:  info@spk-stb.de 

Internet: www.spk-stb.de 
 
Geschäftsstellen 

Höchenschwand 

Waldshuter Str. 5 

79862 Höchenschwand 

Telefon 07672 415-270 

Fax 07672 415-274 

 

Schluchsee 

Am Kirchplatz 8 

79859 Schluchsee 

Telefon 07672 415-212 

Fax 07672 415-216 

 

SB-Geschäftsstellen 

Bernau 

SB-Zweigstelle 

Rathausstraße 8 

79872 Bernau 

 

Häusern 

SB-Zweigstelle 

Schluchseer Straße 2  

79837 Häusern 

 

Dachsberg 

SB-Zweigstelle 

Rathaus Wittenschwand  

79875 Dachsberg 
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Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025 

1� Grundlagen der Geschäftstätigkeit der Sparkasse 

Die Sparkasse St. Blasien ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in St. Bla-
sien. Sie ist Mitglied des Sparkassenverbandes Baden-Württemberg (SVBW), Stuttgart, und 
über diesen dem Deutschen Sparkassen- und Giroverband e. V. (DSGV), Berlin, angeschlossen. 
Sie ist beim Amtsgericht Freiburg i. Br. unter der Nummer A 650259 im Handelsregister einge-
tragen. 

Träger der Sparkasse sind die Stadt St. Blasien sowie die Gemeinden Bernau, Dachsberg, Häu-
sern, Höchenschwand, Ibach und Schluchsee. Organe der Sparkasse sind der Vorstand, der Kre-
ditausschuss und der Verwaltungsrat. 

Die Sparkasse ist Mitglied des SVBW und über dessen Sparkassen-Teilfonds dem Sicherungs-
system der Sparkassen-Finanzgruppe angeschlossen. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) hat das institutsbezogene Sicherungssystem der Sparkassen-Finanz-
gruppe als Einlagensicherungssystem nach dem Einlagensicherungsgesetz (EinSiG) amtlich an-
erkannt. Das Sicherungssystem stellt im Entschädigungsfall sicher, dass den Kunden der Spar-
kassen der gesetzliche Anspruch auf Auszahlung ihrer Einlagen gemäß dem EinSiG erfüllt wer-
den kann („gesetzliche Einlagensicherung“). Darüber hinaus ist es das Ziel des Sicherungssys-
tems, einen Entschädigungsfall zu vermeiden und die Sparkassen selbst zu schützen, insbeson-
dere deren Liquidität und Solvenz zu gewährleisten („diskretionäre Institutssicherung“). 

Die Sparkasse bietet als selbstständiges regionales Wirtschaftsunternehmen zusammen mit ih-
ren Partnern aus der Sparkassen-Finanzgruppe Privatkunden, Unternehmen und Kommunen Fi-
nanzdienstleistungen und -produkte an, soweit das Sparkassengesetz für Baden-Württemberg 
(SpG), die Sparkassengeschäftsverordnung oder die Satzung keine Einschränkungen vorsehen. 
Der im SpG verankerte öffentliche Auftrag verpflichtet die Sparkasse, mit ihrer Geschäftstätigkeit 
in ihrem Geschäftsgebiet den Wettbewerb zu stärken und die angemessene und ausreichende 
Versorgung aller Bevölkerungskreise, der Wirtschaft – insbesondere des Mittelstands – und der 
öffentlichen Hand mit Bankdienstleistungen sicherzustellen.  

Die Gesamtzahl der Beschäftigten hat sich zum 31. Dezember 2025 gegenüber dem Vorjahr 
leicht erhöht. Von den 80 Beschäftigen sind 40 vollzeitbeschäftigt, 31 teilzeitbeschäftigt sowie 
neun in Ausbildung. 

Die Gesamtzahl unserer Geschäftsstellen hat sich zum 31. Dezember 2025 gegenüber dem Vor-
jahr nicht verändert. 

2� Wirtschaftsbericht 

2.1� Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen im Jahr 2025 

Volkswirtschaftliches Umfeld 

Die Weltwirtschaft hat sich 2025 verhalten erholt. Nach den Zahlen des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) lag die globale Wachstumsrate voraussichtlich bei 3,3 % in 2025 und damit 
auf einem ähnlichen Niveau wie im Jahr davor. Die USA, von denen wesentliche Belastungen für 
die Weltwirtschaft ausgingen, dürften im Jahr 2025 nochmals ein Wirtschaftswachstum von 
2,1 % erzielt haben. China erreichte im Jahr 2025 sein offiziell gesetztes Wachstumsziel von 
5,0 %. Die dort veröffentlichten amtlichen Daten sind jedoch grundsätzlich mit Zurückhaltung 
zu interpretieren. Die meisten übrigen Schwellenländer verzeichneten im Jahr 2025 erneut eine 
vergleichsweise kräftige wirtschaftliche Expansion. 

Im Euroraum ist die Wirtschaftsleistung voraussichtlich um 1,4 % gewachsen. Besonders Spa-
nien und Polen wuchsen weiter stark. Deutschland bildete dagegen innerhalb Europas einmal 
mehr das Wachstumsschlusslicht. 



 

Das Wachstum der deutschen Volkswirtschaft rettete sich 2025 nur knapp über die Nulllinie. In 
seiner Erstschätzung vom 15. Januar 2026 bezifferte das Statistische Bundesamt die reale jah-
resdurchschnittliche Wachstumsrate auf 0,2 %. Damit war 2025 das dritte schwache Jahr in 
Folge. Das zeigt, dass es sich nicht um ein konjunkturelles Phänomen, sondern um eine ausge-
prägte strukturelle Schwäche der deutschen Volkswirtschaft handelt. Das traditionelle deutsche 
Exportmodell steht zunehmend unter Druck. Die wachsende Konkurrenz aus China, eine unsi-
chere weltpolitische Lage sowie fortbestehende US-Zölle belasten zentrale Industriebranchen. 
In Baden-Württemberg kommt dies aufgrund der engen globalen Verflechtung der Wirtschaft 
besonders zum Tragen. 

Die wirtschaftliche Schwäche wirkt sich deutlich am deutschen Arbeitsmarkt aus: Die Arbeitslo-
senquote stieg erneut von 6,0 % in 2024 auf 6,3 % in 2025. In Baden-Württemberg ist ebenfalls 
ein Anstieg von 4,2 % auf 4,6 % zu verzeichnen. Die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung hat zwar etwas zugenommen, aber zu wenig, um den Anstieg von Arbeitslosigkeit und Un-
terbeschäftigung zu verhindern. 

Die Stabilisierung der Inflationsraten hat sich 2025 weiter fortgesetzt. Die Steigerungsraten in 
Deutschland und im Euroraum näherten sich im Jahresverlauf der Zielmarke der Europäischen 
Zentralbank von zwei Prozent an. Gemessen am Verbraucherpreisindex (VPI) sind die Verbrau-
cherpreise in Deutschland im Jahresdurchschnitt um 2,2 % gegenüber 2024 gestiegen. Die 
Kerninflationsraten, bei denen die stärker schwankenden Preise für Nahrungsmittel und Energie 
ausgeklammert werden, lagen in 2025 bei 2,8 %. Bei den Energiepreisen hat sich der Normali-
sierungsprozess inzwischen weitgehend niedergeschlagen und ist im Wesentlichen abge-
schlossen. 

Die Europäische Zentralbank setzte ihren Kurs 2025 fort. Sie führte ihren Zinssatz für die Einla-
gefazilität, der zu Jahresbeginn 2025 noch bei 3,0 % gelegen hatte, in insgesamt vier Senkungs-
schritten um je 25 Basispunkte auf 2,0 % zurück. Dieser Satz wurde am 11. Juni 2025 erreicht 
und gilt seither unverändert. 

In der ersten Jahreshälfte verharrten die Renditen zehnjähriger Bundesanleihen auf einem ins-
gesamt niedrigen Niveau und erreichten im Februar mit rund 2,36 % einen vorläufigen Tief-
punkt. In der zweiten Jahreshälfte kam es hingegen zu spürbaren Renditeanstiegen, die zeit-
weise nahezu an die Marke von drei Prozent heranreichten. Zum Jahresende 2025 lag die Um-
laufrendite zehnjähriger Bundesanleihen schließlich bei 2,89 %. 

Auf den Immobilienmärkten lässt sich nach der Landesbank Baden-Württemberg weiterhin eine 
Zweiteilung erkennen. Am Büroimmobilienmarkt dauert die Marktbereinigung auch im dritten 
Jahr nach der Zinswende an. Nur vereinzelt zeigen sich Lichtblicke. Der Wohnimmobilienmarkt 
kommt hingegen auf dem Erholungspfad voran, wenn auch der Rückenwind tendenziell ab-
nimmt. Die Bevölkerung wächst nicht mehr und Mieten werden daher weniger dynamisch zule-
gen als bisher. Zudem dürften tendenziell höhere Bauzinsen auch abschwächend wirken. 2025 
wurden nach statistischen Ämtern bundesweit voraussichtlich 11 % mehr Baugenehmigungen 
für Wohnungen als 2024 erteilt; in Baden-Württemberg war ein Anstieg von 16 % von Januar bis 
November 2025 gegenüber dem Vorjahreszeitraum zu verzeichnen. 

Regionale Rahmenbedingungen 
Die Geschäftslage der Unternehmen hat sich zum Vorjahr laut IHK-Umfrage stabilisiert. Insge-
samt beurteilen 36 % (Vorjahr 32 %) der Betriebe ihre Geschäftslage als gut, 47 % (Vorjahr 
49 %) als befriedigend und 17 % (Vorjahr 19 %) als schlecht. Als größte Risiken wird von 53 % 
die Arbeitskosten und 45 % der Unternehmen der Fachkräftemangel genannt. Deutlich zuge-
nommen haben Sorgen um den aktuellen Kurs der Wirtschaftspolitik. 41% der Unternehmen 
sehen darin ein Geschäftsrisiko für die wirtschaftliche Entwicklung des eigenen Unternehmens. 
Hohe Energie- und Arbeitskosten, Steuern und überbordende Bürokratie werden als strukturel-
les Defizit des Wirtschaftsstandorts Deutschland gesehen, welche die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen beeinflussen. 

  



 

Branchenumfeld und rechtliche Rahmenbedingungen 2025 
Die Risiken für das deutsche Finanzsystem haben sich erhöht. Der Finanzstabilitätsbericht 2025 
der Deutschen Bundesbank sieht Herausforderungen durch geopolitische Spannungen, Han-
delskonflikte und zunehmende Staatsverschuldung. Die Risiken aus dem Kreditgeschäft der 
deutschen Banken nehmen vor dem Hintergrund konjunktureller und struktureller Herausforde-
rungen zu. Risiken im Gewerbeimmobiliensektor stehen eher moderaten Verwundbarkeiten 
beim Wohnimmobiliensektor gegenüber. 

Im Aktivgeschäft verzeichneten die Kreditinstitute nach Angaben der Deutschen Bundesbank 
eine Zunahme der Kredite an inländische Nichtbanken um 4,5 % von November 2024 bis No-
vember 2025. Zum Ende des 3. Quartals 2025 lag der Bestand an Unternehmenskrediten 0,9 % 
über dem Wert des entsprechenden Vorjahres. Bei den Krediten an wirtschaftlich unselbststän-
dige und sonstige Privatpersonen verzeichneten die Kreditinstitute ein Plus von 1,9 %.  

Die Sparkassen in Baden-Württemberg verzeichneten laut des SVBW eine leichte Zunahme des 
Kreditvolumens von 1,7 %. Dieses Plus wurde von den öffentlichen Haushalten (+19,8 %) und 
vom Firmen- und Privatkundengeschäft (+0,6 % bzw. +2,0 %) getragen. Im Neugeschäft hat sich 
die Nachfrage nach privaten Wohnungsbaukrediten im Vergleich zum Vorjahr weiter erholt 
(+21,5 %). 

Mit den Zinssenkungen der Europäischen Zentralbank im Jahr 2025 hat sich die Nachfrage nach 
langfristigen Anlageprodukten spürbar abgeschwächt. Insgesamt ist sowohl bundesweit als 
auch bei den baden-württembergischen Sparkassen eine Umschichtung von Spareinlagen und 
Termingeldern hin zu täglich fälligen Sichteinlagen erkennbar. Laut der Deutschen Bundesbank 
nahmen die Einlagen von inländischen Unternehmen und Privatpersonen bei Kreditinstituten 
im Inland von Dezember 2024 bis November 2025 um 3,6 % zu (gleicher Zeitraum in 2024: 
+4,5 %). Die täglich fälligen Bankguthaben stiegen um 6,6 % gegenüber Dezember 2024 an; die 
Termineinlagen stagnierten. Die Kundeneinlagen bei den baden-württembergischen Sparkas-
sen nahmen in 2025 um 2,1 % zu; bei Privatpersonen um 2,4 % und bei Unternehmen um 3,0 
%. Während die Spareinlagen um 7,2 % und Termingelder um 6,5 % zurückgingen, legten die 
Sichteinlagen um 6,5 % zu. 

Das nicht bilanzwirksame Kunden-Wertpapiergeschäft der baden-württembergischen Sparkas-
sen konnte 2025 erneut sehr starke Zuwächse erreichen. Der gesamte Wertpapierumsatz er-
reichte 36,9 Mrd. Euro und lag damit fast ein Fünftel über dem Vorjahreswert. 

Nachdem die langandauernde Niedrigzinsphase die Ertragskraft der Kreditinstitute deutlich be-
lastet hatte, führte die Zinswende der EZB 2022 zu einem spürbaren Anstieg der zentralen Er-
tragsquelle „Zinsüberschuss“ und machte sich auch 2025 positiv in der Ertragslage der Banken 
bemerkbar. Die Zinsspanne der Banken ist weiterhin hoch, könnte aber perspektivisch aufgrund 
der gesunkenen Leitzinsen wieder fallen. Die Analyse der Deutschen Bundesbank für die Er-
tragsentwicklung in der Kreditwirtschaft im Allgemeinen gilt im Wesentlichen auch für die ba-
den-württembergischen Sparkassen. Der Verwaltungsaufwand erhöhte sich deutlich aufgrund 
gestiegener Personal- und Regulierungskosten sowie Investitionen in Informations- und Kom-
munikationstechnologien. So waren u. a. in 2025 bspw. das EU-Bankenpaket (u. a. Capital Re-
quirements Regulation III zur Eigenmittelregulierung) und die DORA-Verordnung (Digital Ope-
rational Resilience Act) umzusetzen. Vor dem Hintergrund der aktuellen konjunkturellen Lage 
ergibt sich ein steigendes Kreditrisiko, das sich in einer verstärkten Risikovorsorge in 2025 in 
der Kreditwirtschaft widerspiegelt. 

Die Stabilität der Sparkassen-Finanzgruppe insgesamt ist durch das Verbundrating erneut be-
stätigt worden. Die Ratingagenturen Fitch (A+), DBRS (A high) und Moodys (Aa2) haben an ihren 
Einstufungen festgehalten. 

Aufgrund ihrer zentralen gesamtwirtschaftlichen Verantwortung und Funktion spielen die Kre-
ditinstitute beim Thema „Nachhaltigkeit“ eine bedeutsame Rolle. 

  



 

2.2� Darstellung, Analyse und Beurteilung des Geschäftsverlaufs 

 

Bestand 

zum Jahresende Veränderung 
Anteil in % der 
Bilanzsumme 

2025 2024 

Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR in % in % 

Geschäftsvolumen a) 761,5 744,3 +17,2 +2,3  

Bilanzsumme 740,9 724,0 +16,9 +2,3  

Kundenkreditvolumen b) 619,2 598,8 +20,4 +3,4 83,6 

Forderungen an Kreditinstitute 26,0 24,5 +1,5 +6,1 3,5 

Wertpapieranlagen c) 99,5 105,3 -5,8 -5,5 13,4 

Mittelaufkommen von Kunden d) 350,7 338,0 +12,7 +3,8 47,3 

Verbindlichkeiten geg. Kreditinstituten 300,6 299,4 +1,2 +0,4 40,6 

Eigenkapital  26,9 26,1 +0,8 +3,1 3,6 

a)� Geschäftsvolumen: Bilanzsumme zuzüglich Eventualverbindlichkeiten. 
b)� Forderungen an Kunden, Treuhandvermögen und Eventualverbindlichkeiten. 
c)� Bilanzpositionen Aktiva 5 und 6. 
d)� Verbindlichkeiten gegenüber Kunden zzgl. Nachrangige Verbindlichkeiten. 

 

Die Kennziffern Cost-Income-Ratio1 und Gesamtkapitalquote nach CRR2, die der internen Steu-
erung dienen und in die Berichterstattung einfließen, wurden im Berichtsjahr als bedeutsamste 
finanzielle Leistungsindikatoren definiert. 

Seit Januar 2025 sind die harte Kernkapitalquote nach CRR, der Mindestgewinn sowie die Ent-
wicklung des Kundenkreditvolumens und das Mittelaufkommen von Kunden als bedeutsamste 
finanzielle Leistungsindikatoren nicht mehr relevant. Dies resultiert aus der angepassten Ge-
schäftsstrategie der Sparkasse. 

2.2.1� Bilanzsumme und Geschäftsvolumen 

Grund für das moderate Wachstum sind vor allem die Zuwächse beim Kundenkreditvolumen und 
den Mittelaufkommen von Kunden. Das Geschäftsvolumen wuchs nahezu im Gleichlauf zur Bi-
lanzsumme. 

2.2.2� Aktivgeschäft 

Kundenkreditvolumen 
Das Kundenkreditvolumen ist zum Vorjahr deutlich gestiegen. Es resultierte vor allem aus lang-
fristigen Krediten an Unternehmen und Selbstständige sowie aus dem privaten Wohnungsbau. 

Wertpapieranlagen 
Das Wertpapiervermögen (einschließlich Fonds) verzeichnete einen deutlichen Rückgang. End-
fällige Wertpapieranlagen wurden teilweise nicht erneut angelegt. 

2.2.3� Passivgeschäft 

Mittelaufkommen von Kunden 
Das Mittelaufkommen von Kunden ist deutlich gestiegen. Der Zuwachs resultiert ausschließlich 
aus den Sichteinlagen. 
 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind nahezu gleichgeblieben. Der Fokus bei 
den Refinanzierungen wurde auf längerfristige Anlagen gelegt. 

 
1 Verwaltungsaufwand in Relation zum Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der sonstigen or-
dentlichen Erträge und Aufwendungen. 
2 Verhältnis der angerechneten Eigenmittel bezogen auf die risikobezogenen Positionswerte. 



 

2.2.4� Dienstleistungsgeschäft 

Die Umsätze im Wertpapiergeschäft sanken gegenüber dem Vorjahr um 5,3 %. 

Bei der Vermittlung von Immobilien lag das Objektvolumen, durch ein leicht gestiegenes Ange-
bot, in unserem Geschäftsgebiet mit 9,2 Mio. EUR (Vorjahr 6,0 Mio. EUR) deutlich über dem Vor-
jahr. 

Im Geschäftsjahr wurden insgesamt 187 Bausparverträge (Vorjahr 151) mit einer durchschnitt-
lichen Bausparsumme von 55 TEUR (Vorjahr 123 TEUR) und einem Volumen von insgesamt 10,3 
Mio. EUR (Vorjahr 18,6 Mio. EUR) abgeschlossen. 

An Lebens- und Rentenversicherungen konnten 122 Verträge (Vorjahr 131) mit einer Versiche-
rungssumme von 5,8 Mio. EUR (Vorjahr 4,3 Mio. EUR) vermittelt werden. 

2.2.5� Derivate 

Derivative Produkte dienen ausschließlich der Sicherung der eigenen Positionen. Wir verweisen 
hinsichtlich der zum Jahresende bestehenden Geschäfte auf die Darstellung im Anhang (E. Sons-
tige Angaben). 

2.3� Darstellung, Analyse und Beurteilung der Lage  

2.3.1� Vermögenslage 

Die Vermögenslage der Sparkasse ist durch vergleichsweise sehr hohe Anteile beim Kunden-
kreditvolumen sowie bei den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten gekennzeichnet. Da-
gegen sind unser Mittelaufkommen von Kunden sowie die Eigenanlagen (Forderungen an Kre-
ditinstitute und Wertpapiervermögen) vergleichsweise geringer ausgeprägt. Gegenüber dem 
Vorjahr ergaben sich keine bedeutsamen Veränderungen bei diesen Strukturanteilen. 

Sämtliche Vermögensgegenstände und Rückstellungen werden vorsichtig bewertet. Die Rück-
stellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Er-
füllungsbetrags angesetzt. Einzelheiten sind dem Anhang zum Jahresabschluss zu entnehmen. 
Für besondere Risiken des Geschäftszweigs der Kreditinstitute wurde zusätzlich Vorsorge ge-
troffen. 

Die zum Jahresende ausgewiesene Sicherheitsrücklage erhöhte sich durch die Zuführung des 
Bilanzgewinns 2024. Insgesamt weist die Sparkasse inklusive des Bilanzgewinns 2025 ein Ei-
genkapital von 26,9 Mio. EUR (Vorjahr 26,1 Mio. EUR) aus. Neben der Sicherheitsrücklage verfügt 
die Sparkasse über umfangreiche weitere Eigenkapitalbestandteile. So wurde der Fonds für all-
gemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB durch eine zusätzliche Vorsorge von 43,0 Mio. EUR auf 
46,4 Mio. EUR erhöht. 

Die Eigenkapitalanforderungen der CRR wurden jederzeit eingehalten. Die Gesamtkapital-
quote nach CRR3 (diese stellt einen bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikator dar) 
übertrifft am 31. Dezember 2025 mit 14,98 % (im Vorjahr 15,05 %) die aufsichtlichen Mindest-
anforderungen von 8,0 % gemäß CRR zuzüglich SREP-Zuschlags sowie den kombinierten Kapi-
talpufferanforderungen deutlich. 

Auch die harte Kernkapitalquote4 übersteigt die aufsichtlich vorgeschriebenen Werte deutlich. 
Die Kernkapitalquote beläuft sich zum 31. Dezember 2025 auf 12,45 % (im Vorjahr 12,36 %) der 
anrechnungspflichtigen Positionen nach CRR. 

Für die Gesamtkapitalquote nach CRR hatten wir, aufgrund der Erhöhung des Eigenkapitals und 
dem erwarteten Wachstum der Kreditrisikoaktiva, eine gleichbleibende Quote prognostiziert. 
Die Entwicklung lag damit in der erwarteten Spanne von +/- 25 BP. 

 
3 Verhältnis der angerechneten Eigenmittel bezogen auf die risikobezogenen Positionswerte. 
4 Verhältnis des angerechneten Kernkapitals bezogen auf die risikobezogenen Positionswerte. Die harte 
Kernkapitalquote ist identisch mit der Kernkapitalquote. 



 

Die Verschuldungsquote (Verhältnis des Kernkapitals zur Summe der bilanziellen und außerbi-
lanziellen Positionen) beträgt am 31. Dezember 2025 9,41 % (im Vorjahr 8,86 %) und liegt damit 
über der aufsichtlichen Mindestanforderung von 3,0 %. 

Auf Grundlage unserer Kapitalplanung bis zum Jahr 2030 vom 31. Dezember 2025 ist auch wei-
terhin eine Erfüllung der aufsichtlichen Anforderungen an die Eigenmittelausstattung als Basis 
für die Umsetzung unserer Geschäftsstrategie vorhanden. 

2.3.2� Finanzlage 

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im abgelaufenen Geschäftsjahr aufgrund einer ange-
messenen Liquiditätsvorsorge jederzeit gegeben. Die Liquiditätsdeckungsquote (Liquidity 
Coverage Ratio - LCR) lag mit 107,14 % bis 217,81 % oberhalb des seit dem Jahr 2018 zu erfül-
lenden Mindestwerts von 100 %. Die Liquiditätsdeckungsquote gemäß Art. 412 CRR zum 
31. Dezember 2025 beträgt 187,34 %. Die strukturelle Liquiditätsquote (Net-Stable Funding Ra-
tio – NSFR) lag in einer Bandbreite von 111,89 % bis 116,82 %. Damit wurde die aufsichtliche 
Mindestquote von 100 % durchgängig eingehalten. Zur Erfüllung der Mindestreservevorschrif-
ten wurden Guthaben bei der Deutschen Bundesbank geführt. Das Angebot der Deutschen Bun-
desbank, neue Refinanzierungsgeschäfte in Form von Offenmarktgeschäften abzuschließen, 
wurde in 2025 nicht genutzt. Die Sparkasse nahm am elektronischen Verfahren MACCs (Mobili-
sation and Administration of Credit Claims) der Deutschen Bundesbank zur Nutzung von Kredit-
forderungen als notenbankfähige Sicherheiten teil.  

Die Zahlungsfähigkeit ist nach unserer Finanzplanung gewährleistet. 

2.3.3� Ertragslage 

Die wesentlichen Erfolgskomponenten der Gewinn- und Verlustrechnung laut Jahresabschluss 
sind in der folgenden Tabelle aufgeführt. Die Erträge und Aufwendungen sind nicht um perio-
denfremde und außergewöhnliche Posten bereinigt. 

  
2025 2024 Veränderung 

TEUR TEUR TEUR % 

Zinsüberschuss a) 12.521 12.612 -91 -0,7 

Provisionsüberschuss b) 3.873 3.407 +466 +13,7 

Sonstige betriebliche Erträge c) 840 678 +162 +24,0 

Personalaufwand -6.193 -5.870 -323 +5,5 

Anderer Verwaltungsaufwand -3.352 -3.310 -42 +1,3 

Sonstige betriebliche Aufwendungen d) -567 -538 -29 +5,4 

Ergebnis vor Bewertung und Risikovorsorge 7.123 6.979 +144 +2,1 

Aufwand/Ertrag aus Bewertung und Risikovorsorge e) -957 254 -1.211 . 

Zuführungen Fonds für allgemeine Bankrisiken -3.400 -4.550 +1.150 . 

Ergebnis vor Steuern 2.766 2.683 +83 +3,1 

Steueraufwand -1.963 -1.893 -70 +3,7 

Jahresüberschuss 803 790 +14 +1,7 

a)� Zinsüberschuss:     GuV-Posten Nr. 1 bis 4 
b)� Provisionsüberschuss:    GuV-Posten Nr. 5 und 6 
c)� Sonstige betriebliche Erträge:   GuV-Posten Nr. 8 und 20 
d)� Sonstige betriebliche Aufwendungen:   GuV-Posten Nr. 11, 12, 17 und 21 
e)� Aufwand/Ertrag aus Bewertung und Risikovorsorge: GuV-Posten Nr. 13 bis 16 

 

Zur Analyse der Ertragslage wird für interne Zwecke und für den überbetrieblichen Vergleich 
der bundeseinheitliche Betriebsvergleich der Sparkassenorganisation eingesetzt, in dem eine 
detaillierte Aufspaltung und Analyse des Ergebnisses unserer Sparkasse in Relation zur durch-
schnittlichen Bilanzsumme erfolgt. Zur Ermittlung eines Betriebsergebnisses vor Bewertung 
werden die Erträge und Aufwendungen um periodenfremde und außergewöhnliche Posten be-



 

reinigt, die in der internen Darstellung dem neutralen Ergebnis zugerechnet werden. Nach Be-
rücksichtigung des Bewertungsergebnisses ergibt sich das Betriebsergebnis nach Bewertung. 
Unter Berücksichtigung des neutralen Ergebnisses und der Steuern verbleibt der Jahresüber-
schuss. 

Auf dieser Basis beträgt das Betriebsergebnis vor Bewertung 0,92 % (Vorjahr 0,96 %) der 
durchschnittlichen Bilanzsumme des Jahres 2025. Es lag damit über dem Durchschnitt der ba-
den-württembergischen Sparkassen vergleichbarer Größenordnung. 

Die Cost-Income-Ratio5 (diese stellt einen bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikator 
dar) verschlechterte sich von 56,2 % auf 57,7 %. Sie entwickelte sich damit im Rahmen der 
Vorjahresprognose. 

Wie in der oben aufgeführten Tabelle zu sehen, ist der Zinsüberschuss geringfügig niedriger als 
im Vorjahr. Die Ursache hierfür war ein positiver Einmaleffekt im Vorjahr. Ohne diesen Einmalef-
fekt wäre der Zinsüberschuss moderat gestiegen. 

Der Provisionsüberschuss stieg deutlich an. Dies resultiert aus höheren Erträgen im Girover-
kehr und Darlehensbereich. 

Der Personalaufwand erhöhte sich aufgrund tariflicher Erhöhungen und Zuführungen zu den 
Pensionsrückstellungen. 

Der Verwaltungsaufwand stieg infolge der allgemeinen Preissteigerungen geringfügig an. 

Die Abschreibungen und Wertberichtigungen nach Verrechnung mit Erträgen (Bewertung und 
Risikovorsorge) entwickelten sich gegenüber dem Vorjahr negativ. Dies resultiert vor allem aus 
einer größeren Bewertungsmaßnahme bei den Wertpapieren. 

Der Fonds für allgemeine Bankrisiken nach § 340 g HGB wurde weiter aufgestockt. 

Für das Geschäftsjahr 2025 war ein etwas höherer Steueraufwand auszuweisen. 

Die gemäß § 26a Absatz 1 Satz 4 KWG offen zu legende Kapitalrendite, berechnet als Quotient 
aus Jahresüberschuss und Bilanzsumme, beträgt 0,1 %. 

2.3.4� Gesamtaussage zum Geschäftsverlauf und zur Lage 

Vor dem Hintergrund der konjunkturellen Rahmenbedingungen sowie der Zinsentwicklung be-
werten wir die Geschäftsentwicklung als gut. Ursächlich für die moderate Steigerung von Ge-
schäftsvolumen und Bilanzsumme war in erster Linie das Wachstum unseres Kundenkreditge-
schäfts. 

3� Nachtragsbericht 

Die Nachtragsberichterstattung erfolgt gemäß § 285 Nr. 33 HGB im Anhang.  
  

 
5 Verwaltungsaufwand in Relation zum Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der sonstigen or-
dentlichen Erträge und Aufwendungen. 



 

4� Risikobericht 

4.1� Risikomanagementsystem 

Zur Sicherstellung der langfristigen Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf Basis der eige-
nen Substanz und Ertragskraft setzt die Sparkasse ein Risikotragfähigkeitskonzept mit einer re-
gelmäßigen Berechnung der Risikotragfähigkeit (ökonomische Perspektive) und einer Kapital-
planung (normative Perspektive) ein. Die Risikotragfähigkeit wird ergänzt um Stresstests und 
es erfolgt eine prozessuale Verknüpfung mit den Strategien, der Risikoinventur und der Risiko-
berichterstattung. Dabei werden auch die Auswirkungen von ESG-Risiken berücksichtigt. 

In der Geschäftsstrategie werden die Ziele der Sparkasse für jede wesentliche Geschäftstätig-
keit sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dargestellt. Die Risikostrategie umfasst 
die Ziele der Risikosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten sowie die Maßnahmen zur 
Erreichung dieser Ziele. 

Ziel der Risikoinventur ist es, mindestens jährlich systematisch Risiken zu identifizieren, um 
deren Wesentlichkeit beurteilen zu können. Dabei werden auch die Auswirkungen von ESG-Risi-
ken auf die Risikokategorien untersucht. Zudem werden regelmäßig quantitative und qualitative 
Analysen zur Bestimmung von Risiko- und Ertragskonzentrationen vorgenommen. Auf der 
Grundlage der zuletzt durchgeführten Risikoinventur wurden folgende Risiken in der ökonomi-
schen und der normativen Perspektive als wesentlich eingestuft: 

Risikoart Risikokategorie 

Adressenrisiko1) Kundengeschäft 

Eigengeschäft 

Marktpreisrisiko  Zinsänderungsrisiko  

Spreadrisiko 

Währungsrisko 

Beteiligungsrisiko  

Liquiditätsrisiko Zahlungsunfähigkeitsrisiko 

Refinanzierungskostenrisiko 

Operationelles Risiko  
1) Der Korrekturposten für das Eigengeschäft in CPV, weißt aktuell den Wert von Null auf. 

Für die frühzeitige Identifizierung von wesentlichen Risiken sowie von risikoartenübergreifen-
den Effekten wurden Indikatoren abgeleitet, die auf quantitativen oder qualitativen Merkma-
len basieren. 

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive ist die Gewähr-
leistung des Gläubigerschutzes. Die Sparkasse ermittelte zum 31. Dezember 2025 ein ökonomi-
sches Risikodeckungspotenzial von 109,3 Mio. EUR. Das daraus abgeleitete Gesamtlimit von 
60,0 Mio. EUR wurde auf die wesentlichen Risiken verteilt und so bemessen, dass eine angemes-
sene Steuerung der Risiken ermöglicht wird. Die wesentlichen Risiken werden vierteljährlich er-
mittelt und den Limiten gegenübergestellt. Im Berichtszeitraum wurde das Limit nicht über-
schritten. 

Zur Berechnung des Gesamtrisikos wurden für alle wesentlichen Risiken das Konfidenzniveau 
auf 99,9 % und der Risikobetrachtungshorizont auf ein Jahr rollierend festgelegt. Die Sparkasse 
berücksichtigt innerhalb des Adressenrisikos zwischen dem Kunden- und dem Eigengeschäft 
und innerhalb des Marktpreisrisikos zwischen den Risikofaktoren Zinsen, Spreads und Währun-
gen risikomindernde Diversifikationseffekte. 

  



 

Das auf der Grundlage des Risikotragfähigkeitslimits eingerichtete Limitsystem in der ökono-
mischen Perspektive stellt sich zum Jahresende 2025 wie folgt dar: 
 

Risikoart Risikokategorie 31.12.2025 31.12.2024 

Limit Limitauslastung 
Limit- 

auslastung 
TEUR TEUR % TEUR 

Adressenrisiko Kundengeschäft 17.000 12.168 71,58 12.392 

 Eigengeschäft 3.000 2.140 71,32 1.722 

Marktpreisrisiko Zinsänderungsrisiko 18.000 12.777 70,99 13.354 

 Spreadrisiko 6.000 4.005 66,74 4.605 

 Währungsrisiko 6.000 121 2,01 4.688 

Beteiligungsrisiko  1.000 847 84,70 789 

Liquiditätsrisiko Refinanzierungskosten-
risiko 

5.000 2.443 48,87 3.124 

Operationelles Risiko  4.000 2.783 69,59 2.725 

Risikotragfähigkeitslimit/Gesamtrisiko 60.000 37.284 62,14 43.400 
 

Da das Zahlungsunfähigkeitsrisiko in der Risikotragfähigkeitsberechnung nicht berücksichtigt 
werden kann, erfolgt die Betrachtung im Wesentlichen über die tägliche Liquiditätsdisposition, 
der monatlichen Berechnung der LCR sowie der vierteljährlichen Ermittlung der Überlebenspe-
riode und die Erstellung eines Refinanzierungsplans. 

Die zuständigen Abteilungen steuern die Risiken im Rahmen der bestehenden organisatori-
schen Regelungen und der Limitvorgaben des Vorstands.  

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive ist die Fortführung 
der Sparkasse. Hierzu besteht ein zukunftsgerichteter Kapitalplanungsprozess bis zum Jahr 
2030. Um einen Kapitalbedarf rechtzeitig identifizieren zu können, wurden Annahmen über die 
künftige Ergebnisentwicklung für das Planszenario und für mehrere adverse Szenarien getrof-
fen. 

In der normativen Perspektive sind alle regulatorischen und aufsichtlichen Anforderungen so-
wie die darauf basierenden internen Anforderungen zu berücksichtigen. Relevante Steuerungs-
größen sind die Kernkapitalanforderung, die Gesamtkapitalanforderung (SREP-Gesamtkapital-
anforderung, die kombinierte Pufferanforderung) und die Eigenmittelempfehlung sowie die 
Strukturanforderungen hinsichtlich des Kapitals, die Höchstverschuldungsgrenze und die Groß-
kreditgrenze. 

Für den betrachteten Zeitraum von fünf Jahren können die aufsichtlichen Anforderungen im 
Planszenario vollständig erfüllt werden. Gleiches gilt im Falle der Betrachtung adverser Entwick-
lungen, in dem jedoch nur die harten Mindestkapitalanforderungen zwingend einzuhalten sind. 

Die der Risikotragfähigkeit zugrundeliegenden Annahmen sowie die Angemessenheit der Me-
thoden und Verfahren werden mindestens jährlich überprüft und bei Bedarf angepasst (Validie-
rung). 

Die Sparkasse setzt zur Steuerung der Zinsänderungsrisiken derivative Finanzinstrumente 
(Swapgeschäfte) ein. Sie wurden in die verlustfreie Bewertung des Bankbuchs einbezogen. 

Stresstests werden ergänzend zur Risikotragfähigkeit durchgeführt. Ziel ist die Abbildung au-
ßergewöhnlicher aber plausibel möglicher Ereignisse über Szenario- und Sensitivitätsanalysen.  

Die turnusmäßige Berichterstattung an den Vorstand umfasst den Gesamtrisikobericht. Die Be-
richterstattung zur Geschäftslage ist in den Gesamtrisikobericht integriert. Die Berichte enthal-
ten neben quantitativen Informationen auch eine qualitative Beurteilung zu wesentlichen Posi-
tionen und Risiken. Auf besondere Risiken für die Geschäftsentwicklung und dafür geplante 



 

Maßnahmen wird gesondert eingegangen. Der Verwaltungsrat wird vierteljährlich über die Risi-
kosituation informiert. Neben der turnusmäßigen Berichterstattung ist auch geregelt, in wel-
chen Fällen eine Ad-hoc-Berichterstattung zu erfolgen hat. 

Zur Sicherung der Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit von Steuerungs- und Überwachungssys-
temen (Interne Kontrollverfahren) zählen neben den eingerichteten Funktionstrennungen bei 
Zuständigkeiten und Arbeitsprozessen auch die Tätigkeiten der sog. Besonderen Funktionen 
(Risikocontrolling-Funktion, der Compliance-Funktion und der Internen Revision). 

Verfahren zur Aufnahme von Geschäftsaktivitäten in neuen Produkten oder auf neuen Märkten 
(Neu-Produkt-Prozess) sind festgelegt. Zur Einschätzung wesentlicher geplanter Veränderun-
gen in der Aufbau- und Ablauforganisation sowie den IT-Systemen auf die Kontrollverfahren 
und die Kontrollintensität bestehen Definitionen und Regelungen.  

4.2� Strukturelle Darstellung der wesentlichen Risiken 

4.2.1� Adressenrisiko 

Unter dem Adressenrisiko wird ein Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen Position 
verstanden, der durch eine Bonitätsverschlechterung einschließlich des Ausfalls eines Schuld-
ners bedingt ist. Dabei wird das Adressenrisiko in das Ausfall- sowie das Migrationsrisiko eines 
Schuldners unterteilt. 

Das Ausfallrisiko umfasst die Gefahr eines Verlustes, welcher aus einem drohenden bzw. vorlie-
genden Zahlungsausfall eines Schuldners entsteht.  

Das Migrationsrisiko bezeichnet die Gefahr eines Verlustes, der sich dadurch ergibt, dass sich 
die Bonitätseinstufung (Rating) des Schuldners verändert hat. 

Das Länderrisiko umfasst neben dem bonitätsinduzierten Länderrisiko auch das politische Ri-
siko, z. B. durch einen Transferstopp. Das Länderrisiko im Sinne eines Ausfalls oder einer Boni-
tätsveränderung eines Schuldners ist Teil des Adressenrisikos im Kunden- und Eigengeschäft. 
Der Schuldner kann ein ausländischer öffentlicher Haushalt oder ein sonstiger Schuldner sein, 
der seinen Sitz im Ausland und somit in einem anderen Rechtsraum hat. 

Der Value-at-Risk wird in der ökonomischen Perspektive über eine Monte-Carlo-Simulation in 
der Anwendung Credit Portfolio View (CPV) ermittelt. Dabei wird die Wertentwicklung der ein-
zelnen Geschäfte in einem jeweils spezifischen ökonomischen Umfeld simuliert. Zur Bewertung 
werden neben den Portfoliodaten der Sparkasse Risikoparameter (z. B. Ausfallzeitreihen, Korre-
lationen, Migrations- und Shiftmatrizen, Verwertungs-, Neubewertungs- und Einbringungsquo-
ten) verwendet, die aus historischen Daten aller Sparkassen ermittelt wurden. Die Ergebnisse 
der simulierten Wertentwicklungen werden zu einer Wertänderungsverteilung zusammenge-
führt, woraus die Risikokennzahlen wie z. B. der Value-at-Risk abgeleitet werden. Die Risikomes-
sung von Kunden- und Eigengeschäft erfolgt getrennt. 

4.2.1.1� Adressenrisiko im Kundengeschäft 

Das Adressenrisiko im Kundengeschäft umfasst einerseits die Gefahr eines Verlustes durch ei-
nen drohenden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines originären Kredites sowie von Eventu-
alverbindlichkeiten wie beispielsweise Avale (Ausfallrisiko). Andererseits umfasst es auch die 
Gefahr, dass Sicherheiten teilweise oder ganz an Wert verlieren und deshalb zur Absicherung 
der Kredite nicht ausreichen oder sogar überhaupt nicht beitragen können (Sicherheitenverwer-
tungs- und -einbringungsrisiko).  

Teil des Adressenrisikos im Kundengeschäft ist auch die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die Bo-
nitätseinstufung (Ratingklasse) des Kreditnehmers ändert und damit ein möglicherweise höhe-
rer Spread gegenüber der risikolosen Zinskurve berücksichtigt werden muss (Migrationsrisiko). 

Die Steuerung des Adressenrisikos im Kundengeschäfts erfolgt entsprechend der festgelegten 
Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten, der 
Branchen, der gestellten Sicherheiten sowie des Risikos der Engagements. 



 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Trennung zwischen Markt (1. Votum) und Marktfolge (2. Votum) bis in die Geschäftsverteilung 
des Vorstands. 

-� Regelmäßige Bonitätsbeurteilung und Beurteilung der Kapitaldiensttragfähigkeit auf Basis 
aktueller Unterlagen. 

-� Einsatz standardisierter Risikoklassifizierungsverfahren (Rating- und Scoringverfahren) in 
Kombination mit bonitätsabhängiger Preisgestaltung und bonitätsabhängigen Kompeten-
zen. 

-� Interne, bonitätsabhängige Richtwerte für Kreditobergrenzen, die unterhalb der Großkredit-
grenzen des KWG liegen, zur Vermeidung von Risikokonzentrationen. Einzelfälle, die diese 
Grenzen überschreiten, unterliegen einer verstärkten Beobachtung. 

-� Regelmäßige Überprüfung von Sicherheiten. 
-� Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens, das gewährleistet, dass bei Auftreten von sig-

nifikanten Bonitätsverschlechterungen frühzeitig risikobegrenzende Maßnahmen eingelei-
tet werden können. 

-� Festgelegte Verfahren zur Überleitung von Kreditengagements in die Intensivbetreuung oder 
Sanierungsbetreuung. 

-� Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive 
mit dem Kreditrisikomodell „Credit Portfolio View“. 

-� Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive 
mit der IT-Anwendung für die „Gesamtbanksimulation“ (GBS). 

-� Kreditportfolioüberwachung auf Gesamthausebene mittels regelmäßigem Reporting. 
(Das Kundenkreditportfolio setzt sich aus dem klassischen Kundenkreditvolumen, d. h. ohne 
Wertpapiere, Derivate und Beteiligungen, aber einschließlich Schuldscheindarlehen zusam-
men.) 

Das Kreditgeschäft der Sparkasse gliedert sich in zwei große Gruppen: Das Firmenkundenkre-
ditgeschäft (inkl. Kommunalkredite und kommunalverbürgte Kredite) und das Privatkundenkre-
ditgeschäft. 

Kreditgeschäft der Sparkasse 

Risikopositionsbeträge a) 

in TEUR 

31.12.2025 31.12.2024 

Firmenkundenkredite 405.845 405.332 

Privatkredite 273.813 257.947 

Summe 679.658 663.279 
a) Buchwerte inkl. offener Kreditzusagen und Garantien nach Abzug von Einzelwertberichtigungen 

Die regionale Wirtschaftsstruktur spiegelt sich auch im Kreditgeschäft der Sparkasse wider. Den 
Schwerpunkt bilden mit 18,5 % die Ausleihungen an das „sonstige Dienstleistungsgewerbe“. 
Der größte Anteil innerhalb dieser Branche entfällt mit 5,4 % auf die Wirtschaftszweige „Beher-
bergung“ und „Gastronomie“. Daneben bestehen noch Ausleihungen gegenüber dem Bauge-
werbe mit 12,8 % sowie dem Grundstücks- und Wohnungswesen von 10,3%. 

Die Größenklassenstruktur6 zeigt eine breite Streuung der Ausleihungen. 37,5 % des Volumens 
(93,9 % nach Anzahl) im Privat- und Firmenkundenkreditgeschäft entfallen auf Kreditengage-
ments mit einem Volumen bis 500 TEUR, 43,8 % (2,3 % nach Anzahl) betreffen Kreditengage-
ments mit einem Volumen von über einer Mio. EUR. 

  

 
6 Die Anpassung der Größenklassenstruktur auf 500 TEUR korrespondiert mit der in 2025 erhöhten auf-
sichtsrechtlichen Mengengeschäftsgrenze. 



 

Die Risikostrategie ist ausgerichtet auf Kreditnehmer mit guten Bonitäten bzw. geringeren Aus-
fallwahrscheinlichkeiten. Dies wird durch die Neugeschäftsplanung unterstützt. Zum 31. Dezem-
ber 2025 ergibt sich im Kundengeschäft folgende Ratingklassenstruktur: 

Ratingklasse 
Anzahl 

in % 
Volumen 

in % 

1 bis 9 90,5 79,9 

10 bis 15 8,1 18,5 

16 bis 18 1,4 1,6 
 

Das Länderrisiko ist für die Sparkasse von untergeordneter Bedeutung. Das an Kreditnehmer 
mit Sitz im Ausland ausgeliehene Kreditvolumen einschließlich Wertpapiere betrug am 31. De-
zember 2025 7,9 % des Gesamtkreditvolumens im Sinne des § 19 Abs. 1 KWG.  

Konzentrationen bestehen im Kreditportfolio in den Branchen „Grundstücks- und Wohnungs-
wesen sowie „Bauträger und Erschließung“. Das Kreditportfolio weist vergleichsweise höhere 
immobilienbezogene Branchenkonzentrationen (Projekt- und Bauträgerfinanzierungen) auf. 

Insgesamt sind wir der Auffassung, dass unser Kreditportfolio sowohl nach Branchen und Grö-
ßenklassen als auch nach Ratinggruppen gut diversifiziert ist. Wobei in den überdurchschnittli-
chen Anteilen an Unternehmens- und Bauträgerkrediten, in den Blankoanteilen der Ratingstu-
fen 11 bis 16, welche über dem Verbandsdurchschnitt liegen sowie bei den Schuldscheindarle-
hen von Unternehmen jeweils ein strukturelles Risiko besteht. 

Risikovorsorgemaßnahmen sind für alle Engagements vorgesehen, bei denen nach umfassen-
der Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreditnehmer davon ausgegangen werden 
kann, dass es voraussichtlich nicht mehr möglich sein wird, alle fälligen Zins- und Tilgungszah-
lungen gemäß den vertraglich vereinbarten Kreditbedingungen zu vereinnahmen. Bei der Be-
messung der Risikovorsorgemaßnahmen werden die voraussichtlichen Realisationswerte der 
gestellten Sicherheiten berücksichtigt. Der Vorstand wird vierteljährlich über die Entwicklung 
der Strukturmerkmale des Kreditportfolios, die Einhaltung der Limite und die Entwicklung der 
notwendigen Vorsorgemaßnahmen für Einzelrisiken schriftlich unterrichtet. Eine Ad-hoc-Be-
richterstattung ergänzt bei Bedarf das standardisierte Verfahren. 

Entwicklung der Risikovorsorge im Berichtsjahr 2025: 
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 TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR 

Einzelwertberichtigungen 4.171 418 610 726 3.253 

Pauschale Einzelwertberichtigungen 127 44 54 5 112 

Rückstellungen - 7 - - 7 

Pauschalwertberichtigungen a) 2.787 333 - - 3.120 

Gesamt 7.085 802 664 731 6.492 
a) Die Pauschalwertberichtigung verteilt sich auf bilanzielle und außerbilanzielle Risikopositionen. 

4.2.1.2� Adressenrisiko im Eigengeschäft 

Das Adressenrisiko im Eigengeschäft umfasst die Gefahr eines Verlustes, der aus einem drohen-
den bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines Emittenten oder eines Kontrahenten (Ausfallri-
siko) resultieren kann.  

Ebenso besteht die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die Bonitätseinstufung (Rating) des Schuld-
ners ändert und damit ein möglicherweise höherer Spread gegenüber der risikolosen Zinskurve 
berücksichtigt werden muss (Migrationsrisiko). Dabei unterteilt sich das Kontrahentenrisiko in 



 

ein Wiedereindeckungs-, ein Vorleistungs- und ein Erfüllungsrisiko. Zudem gibt es im Eigenge-
schäft das Risiko, dass die tatsächlichen Restwerte der Emissionen bei Ausfall von den prognos-
tizierten Werten abweichen. 

Die Steuerung des Adressenrisikos des Eigengeschäfts erfolgt entsprechend der festgelegten 
Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten, der 
Branchen sowie des Risikos der Engagements. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Festlegung von Limiten je Partner (Emittentenlimite). 
-� Regelmäßige Bonitätsbeurteilung der Vertragspartner anhand von externen Ratingeinstu-

fungen sowie eigenen Analysen. 
-� Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive 

mit dem Kreditrisikomodell „Credit Portfolio View". 
-� Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive 

mit der IT-Anwendung „GBS“. 

Die Eigengeschäfte umfassen zum Bilanzstichtag ein Volumen von 99,5 Mio. EUR. Wesentliche 
Positionen sind dabei Unternehmensanleihen von Nichtbanken (11,2 Mio. EUR), Anleihen von 
öffentlichen Emittenten (39,3 Mio. EUR) und Kreditinstituten (35,5 Mio. EUR) sowie sonstige In-
vestmentfonds (13,5 Mio. EUR). Die durch die Sparkasse direkt gehaltenen Wertpapiere 
(86,0 Mio. EUR) verfügen zu 99,4 % über ein Rating im Investmentgradebereich. 

In der ökonomischen Risikotragfähigkeitsperspektive ist das Adressrisiko im Eigengeschäft zum 
31. Dezember 2025 im Vergleich zum Vorjahresstichtag um 0,4 Mio. EUR auf 2,1 Mio. EUR deut-
lich gestiegen. Ursächlich hierfür war die Anpassung der Risikoparameter. 

4.2.2� Marktpreisrisiko 

Das Marktpreisrisiko wird definiert als Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen Posi-
tion, welcher sich aus der unerwarteten negativen Veränderung von Risikofaktoren ergibt. 

Die Steuerung des Marktpreisrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie unter be-
sonderer Berücksichtigung der festgelegten Limite. 

4.2.2.1� Zinsänderungsrisiko 

Das Zinsänderungsrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder 
außerbilanziellen Position, welche sich aus der Veränderung der risikolosen Zinskurve und der 
Tenor- bzw. Forwardkurve ergibt. Bestandteile des Zinsänderungsrisikos sind das Fristentrans-
formations- und das Basisrisiko. 

Das Fristentransformationsrisiko entsteht aus der Fristentransformation der Geschäfte und der 
Veränderung der Zinskurve. Bei der Veränderung kann es sich z. B. um eine parallele Verschie-
bung oder eine Drehung handeln, d. h. die Kurve wird flacher oder steiler. Die Veränderung kann 
sich auf die gesamte Kurve auswirken oder auf Teile davon. 

Das Basisrisiko entsteht, wenn sich die Zinssätze an den identischen (oder annähernd gleichen) 
Stützstellen unterschiedlicher Zinskurven (ggf. auch von Kurven in verschiedenen Währungen) 
unterschiedlich entwickeln. 

In einer periodischen Sicht bzw. in der normativen Perspektive können sich Veränderungen im 
Zinsüberschuss, im Bewertungsergebnis Wertpapiere sowie aus einer Bildung oder Verände-
rung einer Drohverlustrückstellung im Rahmen der verlustfreien Bewertung des Bankbuchs ge-
mäß IDW RS BFA 3 n. F. ergeben. Schwankungen im Zinskonditionsbeitrag sind in die Betrach-
tung des Zinsänderungsrisikos in der normativen Perspektive integriert. 

  



 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis verschiedener 
Zinsszenarien mittels der von der S Rating und Risikosysteme GmbH entwickelten IT-Anwen-
dungen „MPR“ (Anwendung für Marktpreisrisiken) und „GBS“, Betrachtung des laufenden Ge-
schäftsjahres und der vier Folgejahre bei der Bestimmung der Auswirkungen auf das handels-
rechtliche Ergebnis. 

-� Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-An-
satzes (Delta-Gamma-Ansatz) mittels der IT-Anwendung „MPR“. Die Parameter der Normal-
verteilung werden aus historischen Daten geschätzt. 

-� Steuerung des wertorientierten Zinsänderungsrisikos auf Basis des Varianz-Kovarianz-An-
satzes. Der VaR wird mit einer Haltedauer von 250 Tagen mit einem Konfidenzniveau von 
99,9 % berechnet. Zur Beurteilung des Zinsänderungsrisikos orientiert sich die Sparkasse an 
einer definierten Benchmark (angelehnt an die Struktur des gleitenden 10-Jahresdurch-
schnitts). Abweichungen zeigen ggf. einen Bedarf an Steuerungsmaßnahmen auf und dienen 
als zusätzliche Information für zu tätigende Geschäfte bzw. Absicherungen. 

-� Ermittlung der wertorientierten Perspektive (SOT EVE, Supervisory Outlier Test Economic 
Value of Equity) und ertragsorientierten Perspektive (SOT NII, Supervisory Outlier Test Net 
Interest Income) 

-� Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip. 

Zur Steuerung von Zinsänderungsrisiken wurden neben bilanzwirksamen Instrumenten in Form 
langfristiger Refinanzierungen auch derivative Finanzinstrumente in Form von Zinsswaps ein-
gesetzt (vgl. Angaben im Anhang zum Jahresabschluss). 

Die Sparkasse berechnet in der wertorientierten Perspektive die aufsichtlichen sechs IRRBB-
Szenarien (Interest Rate Risk in the Banking Book).  

Die Barwertänderungen zum 31. Dezember 2025 bewegen sich für die interne Steuerung zwi-
schen -9,5 Mio. EUR bzw. -13,9 % des Kernkapitals (+200 Basispunkte) und +4,7 Mio. EUR bzw. 
+6,9 % des Kernkapitals (-200 Basispunkte). 

In der ertragsorientierten Perspektive, in der der Nettozinsertrag aus den beiden Zinsschocksze-
narien von + bzw. -200 Basispunkten mit einem Basisszenario gleichbleibender Zinsen vergli-
chen wird, ergeben sich zum 31. Dezember 2025 Auswirkungen i. H. v. 0,3 Mio. EUR bzw. 0,4 % 
des Kernkapitals (+200 Basispunkte) und -0,6 Mio. EUR bzw. -0,9 % des Kernkapitals (-200 Ba-
sispunkte). 

Die Zinsentwicklung im Jahr 2025 führte zu unwesentlichen Veränderungen (Bar- und Markt-
wert) zinstragender Geschäfte, die in die Bewertung des Zinsbuchs gemäß IDW RS BFA 3 n. F. 
eingehen. Das Risiko zur Bildung einer der Drohverlustrückstellung in künftigen Jahresab-
schlüssen hat sich nicht verändert. 

4.2.2.2� Spreadrisiko 

Das Spreadrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder außerbi-
lanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Spreads (Marktkreditspread, Marktli-
quiditätsspread) bei gleichbleibendem Rating ergibt. Dabei wird unter einem Spread die Diffe-
renz zwischen einer risikobehafteten zu einer risikolosen Zinskurve verstanden. Der Spread ist 
unabhängig von der zu Grunde liegenden Zinskurve zu sehen, d. h. ein Spread in einer anderen 
Währung wird analog einem Spread in Euro behandelt. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis von Spreadklas-
sen und verschiedener Szenarien für Spreadveränderungen mittels der IT-Anwendung „GBS“. 

-� Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-An-
satzes (Delta-Gamma-Ansatz) mittels der IT-Anwendung „MPR“. Die Parameter der Normal-
verteilung werden aus historischen Daten geschätzt. 

-� Normative und ökonomische Sensitivitätsanalysen zu Spreadveränderungen mittels der IT-
Anwendungen „MPR“, „RKR“ und „GBS“. 

-� Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip. 



 

4.2.2.3� Währungsrisiko 

Das Währungsrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder au-
ßerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Währungskursen ergibt. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-An-
satzes (Delta-Gamma-Ansatz) mittels der IT-Anwendung „MPR“. Die Parameter der Normal-
verteilung werden aus historischen Daten geschätzt. 

-� Berücksichtigung von Risiken aus Fonds nach dem Durchschauprinzip 

Währungsrisiken, die durch Devisengeschäfte mit Kunden entstehen, sind im Rahmen einer 
Währungsgesamtposition besonders gedeckt. Eine besondere Deckung liegt vor, wenn das 
Wechselkursrisiko durch sich betragsmäßig entsprechende Geschäfte oder Gruppen von Ge-
schäften einer Währung ausgeschlossen wird. Durch diese Vorgehensweise entstehen für die 
Sparkasse nur geringe „Spitzenbeträge" als offene Devisenposition. 

Das Währungsrisiko ist hinsichtlich seiner GuV-Wirkung sowie in der ökonomischen Betrach-
tung von untergeordneter Bedeutung. Bemerkenswerte Konzentrationen sind nicht erkennbar. 

In der ökonomischen Risikotragfähigkeitsperspektive ist das Währungsrisiko zum 31. Dezember 
2025 im Vergleich zum Vorjahresstichtag um 4,6 Mio. EUR auf 0,1 Mio. EUR deutlich gesunken. 
Ursächlich hierfür waren Änderungen in eine automatisierte und granulare Datenanlieferung. 

Vergebene Fremdwährungsdarlehen werden währungskongruent refinanziert. Von Kunden her-
eingenommene Sichteinlagen in Fremdwährung werden ebenfalls währungskongruent und lauf-
zeitkongruent angelegt. 

4.2.3� Beteiligungsrisiko 

Das Beteiligungsrisiko umfasst die Gefahr eines Verlustes durch eine negative Wertänderung 
einer Beteiligung. Die Steuerung des Beteiligungsrisikos erfolgt entsprechend der festgeleg-
ten Strategie.  

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Rückgriff auf das Beteiligungscontrolling des Sparkassenverbandes Baden-Württemberg für 
die Verbundbeteiligungen. 

-� In der normativen Perspektive wird die GuV-Auswirkung auf Basis einer Szenarioanalyse be-
rücksichtigt. 

-� Ökonomische Perspektive: Ermittlung anhand einer Expertenschätzung auf Basis, von der S 
Rating und Risikosysteme GmbH, bereitgestellter Parameter. 

Die Sparkasse verfügt ausschließlich über strategischen Beteiligungen in Höhe von 3,4 Mio. 
EUR, die überwiegend aus Positionen innerhalb der Sparkasse-Finanzgruppe bestehen. 

4.2.4� Liquiditätsrisiko 

Das Liquiditätsrisiko setzt sich aus dem Zahlungsunfähigkeits- und dem Refinanzierungskos-
tenrisiko zusammen. Das Liquiditätsrisiko umfasst in beiden Bestandteilen auch das Marktli-
quiditätsrisiko. Dieses ist das Risiko, dass aufgrund von Marktstörungen oder unzulänglicher 
Markttiefe Finanztitel an den Finanzmärkten nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt und/oder 
nicht zu fairen Preisen gehandelt werden können. 

Das Zahlungsunfähigkeitsrisiko stellt die Gefahr dar, Zahlungsverpflichtungen nicht in voller 
Höhe oder nicht fristgerecht nachzukommen. 

Das Refinanzierungskostenrisiko bildet die Gefahr ab, dass die Refinanzierungskosten über der 
in der Planung angesetzten Höhe liegen. Dies kann auf der Schwankung des institutseigenen 
Spreads (in der normativen Perspektive) sowie aus der unerwarteten Veränderung der Refinan-
zierungsstruktur beruhen. 

Das Refinanzierungskostenrisiko in der ökonomischen Perspektive basiert auf dem Liquiditäts-
barwert. 



 

In der normativen Perspektive wird die GuV-Auswirkung des Refinanzierungskostenrisikos in 
Form höherer Zinsaufwendungen abgebildet. Aufgrund des Einflusses von Bilanzbeständen 
und der Zinsentwicklung wird das Refinanzierungskostenrisiko zusammen mit dem Zinsände-
rungsrisiko betrachtet. 

Die Steuerung des Liquiditätsrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

-� Regelmäßige Ermittlung, Überwachung und Prognose der Liquiditätsdeckungsquote (Liqui-
dity Coverage Ratio, LCR). 

-� Regelmäßige Ermittlung, Überwachung und Prognose der strukturellen Liquiditätsquote (Net 
Stable Funding Ratio, NSFR). 

-� Regelmäßige Ermittlung der Survival Period und Festlegung einer Risikotoleranz mittels der 
von der S Rating und Risikosysteme GmbH entwickelten IT-Anwendung „SVP-Rechner“. 

-� Diversifikation der Vermögens- und Kapitalstruktur. 
-� Regelmäßige Erstellung von Liquiditätsübersichten auf Basis einer hausinternen Liquiditäts-

planung in der die erwarteten Mittelzuflüsse den erwarteten Mittelabflüssen gegenüberge-
stellt werden. 

-� Tägliche Disposition der laufenden Konten. 
-� Liquiditätsverbund mit Verbundpartnern der Sparkassenorganisation. 
-� Definition eines sich abzeichnenden Liquiditätsengpasses sowie eines Notfallplans. 
-� Erstellung einer Refinanzierungsplanung. 
-� Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-An-

satzes mittels der von der S-Rating und Risikosysteme GmbH entwickelten IT-Anwendung 
„RKR“. Der Risikowert beschreibt die Veränderung des Liquiditätsbarwerts bei veränderten 
Refinanzierungskosten, die aus veränderten Marktliquiditätsspreads resultieren. Die voraus-
sichtliche Liquiditätsspreadbindungsdauer der variabel verzinslichen Geschäfte wird über Li-
quiditätsmischungsverhältnisse abgebildet. 

Unplanmäßige Entwicklungen, wie z. B. vorzeitige Kündigungen sowie Zahlungsunfähigkeit von 
Geschäftspartnern, werden dadurch berücksichtigt, dass im Rahmen der Risiko- und Stresssze-
narien sowohl ein Abfluss von Kundeneinlagen als auch eine erhöhte Inanspruchnahme offener 
Kreditlinien simuliert wird. 

Die Survival Period der Sparkasse beträgt zum 31. Dezember 2025 80 Tage. 

Konzentrationen bestehen beim Liquiditätsrisiko im Bereich der Sichteinlagen von Kunden so-
wie der Interbankenrefinanzierungen. Hauptrefinanzierungsquellen sind dabei Positionen in-
nerhalb des Haftungsverbunds der SFG. 

In der ökonomischen Risikotragfähigkeitsperspektive ist das Refinanzierungsrisiko zum 31. De-
zember 2025 im Vergleich zum Vorjahresstichtag um 0,7 Mio. EUR auf 2,4 Mio. EUR deutlich 
gesunken. Ursächlich hierfür waren Änderungen der Parameter zur Ermittlung des Risikos. 

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im Geschäftsjahr jederzeit gegeben. 

4.2.5� Operationelles Risiko  

Das operationelle Risiko bedeutet die Gefahr eines Verlustes durch Schäden, der infolge der Un-
angemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Mitarbeitern, der internen Infra-
struktur oder infolge externer Einflüsse eintritt.  

Die Steuerung der operationellen Risiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie.  

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

- Jährliche Schätzung des operationellen Risikos auf Basis der szenariobezogenen Schätzung 
von risikorelevanten Verlustpotenzialen aus der IT-Anwendung „OpRisk-Szenarien". 

- Systematische Sammlung und Analyse eingetretener Schadensfälle in einer Schadensfallda-
tenbank. 

- Periodische Steuerung und normative Perspektive: Abbildung im Plan- und adversen Szena-
rio. 



 

- Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis der IT-Anwendung 
„OpRisk-Schätzverfahren“. Hierbei stellt die S Rating und Risikosysteme GmbH Risikopara-
meter bereit. Die Sparkasse schätzt zunächst den Median ihrer eigenen Schadensfallhistorie. 
Dieser Median wird mit dem Median des OpRisk-Pools adjustiert und anschließend zur Er-
mittlung des Risikos mittels sog. q-Faktoren auf das gewünschte Konfidenzniveau skaliert. 
Die q-Faktoren werden aus Schadensfällen aller Sparkassen abgeleitet. 

- Erstellung von Notfallplänen, insbesondere im Bereich der IT. 
 
Aufgrund der ausschließlichen Nutzung von IT-Anwendungen der Sparkassenorganisation bzw. 
der S-Rating und Risikosysteme GmbH bestehen hohe Abhängigkeiten im Falle eines Ausfalls 
der IT. 

Bei unserer Zusammenarbeit mit der FI und der Landesbank Baden-Württemberg bestehen Ri-
sikokonzentrationen, die auch weitere Risikoarten tangieren. 

4.3� Gesamtbeurteilung der Risikolage 

Unser Haus verfügt über ein dem Umfang der Geschäftstätigkeit entsprechendes System zur 
Steuerung, Überwachung und Kontrolle der vorhandenen Risiken gemäß § 25a KWG. Mit den 
eingerichteten Risikosteuerungs- und -controllingprozessen können die wesentlichen Risiken 
frühzeitig identifiziert und gesteuert sowie relevante Informationen an die zuständigen Ent-
scheidungsträger weitergeleitet werden. 

In 2025 bewegten sich die Risiken jederzeit innerhalb der vom Vorstand vorgegebenen Limite 
und Vorgaben. Das Risikotragfähigkeitslimit war am Bilanzstichtag mit 62,14 % ausgelastet. Die 
Mindestanforderungen an die Einhaltung aufsichtlicher Kenngrößen der normativen Perspek-
tive der Risikotragfähigkeit wurden sowohl im Planszenario als auch unter der Berücksichtigung 
adverser Entwicklungen vollständig erfüllt. Demnach war und ist die Risikotragfähigkeit derzeit 
gegeben. Die durchgeführten Stresstests zeigen, dass auch außergewöhnliche Ereignisse durch 
das vorhandene Risikodeckungspotenzial abgedeckt werden können. 

Bestandsgefährdende oder entwicklungsbeeinträchtigende Risiken sind nicht erkennbar. Risi-
ken der künftigen Entwicklung bestehen im Fall sich einer eintrübenden Konjunktur, durch die 
Regulatorik und einen erneuten starken Zinsanstieg. 

Insgesamt beurteilen wir unsere Risikolage als gut. 

  



 

5� Chancen- und Prognosebericht 

5.1� Chancenbericht 

Chancen wollen wir nutzen, indem wir neben der Filialpräsenz in der Fläche und der angebote-
nen SB-Technik die digitalen Vertriebskanäle weiter ausbauen. Dabei gehen wir davon aus, dass 
die ausgebaute Breitbandversorgung bestehende Nachteile in unserem ländlich geprägten Ge-
schäftsgebiet beseitigen wird. 

Durch die intensive Zusammenarbeit und die Arbeitsteilung mit unseren Verbundpartnern in der 
Sparkassenorganisation sehen wir die Möglichkeit, dem starken Wettbewerb und dem anhal-
tend hohen Rentabilitätsdruck zu begegnen. 

5.2� Prognosebericht 

Die nachfolgenden Einschätzungen haben Prognosecharakter. Sie stellen unsere Einschätzun-
gen der wahrscheinlichsten künftigen Entwicklung auf Basis der uns zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Lageberichts zur Verfügung stehenden Informationen dar. Da Prognosen mit Unsicher-
heit behaftet sind bzw. sich durch die Veränderungen der zugrundeliegenden Annahmen als un-
zutreffend erweisen können, ist es möglich, dass die tatsächlichen künftigen Ergebnisse gege-
benenfalls deutlich von den zum Zeitpunkt der Erstellung des Lageberichts getroffenen Erwar-
tungen über die voraussichtlichen Entwicklungen abweichen. Zu diesen Unsicherheiten gehö-
ren insbesondere die Konjunktur-, Inflations- und Zinsentwicklung, die Entwicklung der Immo-
bilienmärkte, aber auch geopolitische Krisen. 

Der Prognosezeitraum umfasst das auf den Bilanzstichtag folgende Geschäftsjahr. 

Als Risiken im Sinne des Prognoseberichts werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse ge-
sehen, die zu einer für die Sparkasse negativen Prognose- bzw. Zielabweichung führen können. 

Als Chancen im Sinne des Prognoseberichts werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse 
gesehen, die zu einer für die Sparkasse positiven Prognose- bzw. Zielabweichung führen kön-
nen. 

5.2.1� Rahmenbedingungen 

Aus den internationalen Rahmenbedingungen entspringen auch 2026 wieder zahlreiche Risi-
ken. Geostrategische Konflikte sind nicht gelöst und Kriege werden vorerst fortgeführt oder wur-
den in 2026 begonnen (Nahost-Krieg). Das handelspolitische Umfeld bleibt unfreundlich und 
angespannt, wie die Zuspitzungen seit dem Erheben der US-Ansprüche gegenüber Grönland 
und die Androhung der Aufkündigung der Zollvereinbarungen vom Sommer 2025 zeigen. 

Die Weltwirtschaft dürfte nach dem Internationalen Währungsfonds mit seiner Prognose vom 
Januar 2026 im laufenden Jahr um 3,3 % wachsen. Im Euroraum soll das Wirtschaftswachstum 
2026 leicht zurückgehen auf 1,3 %. Die Hoffnung auf eine wirtschaftliche Erholung in Deutsch-
land nach den schwachen Jahren liegt erneut in dem neu angebrochenen Jahr. Tatsächlich ge-
hen die meisten Prognosen für 2026 von leicht positiven Wachstumsraten in Deutschland aus. 
Der Internationale Währungsfonds geht von einem Wachstum von 1,1 % aus. 

Anders als in früheren Erholungsphasen dürfte der wirtschaftliche Aufschwung in Deutschland 
im Jahr 2026 nicht maßgeblich vom Außenhandel getragen werden. Dies ist unter anderem auf 
die teilweise verlorengegangene Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft sowie auf zu-
nehmende handelspolitische Risiken und Unsicherheiten zurückzuführen. Der private Konsum 
dürfte im Jahr 2026 mit einer Wachstumsrate in etwa auf Höhe des Bruttoinlandsprodukts zur 
wirtschaftlichen Entwicklung beitragen. Als zentrale Impulsgeber für das Wachstum im Jahr 
2026 gelten steigende staatliche Ausgaben sowie eine leichte Belebung der Investitionstätig-
keit. 

Nach den vorliegenden DSGV-Prognosen vom Januar 2026 dürfte das Wirtschaftswachstum im 
Jahr 2026 ausreichen, um den deutschen Arbeitsmarkt insgesamt zu stabilisieren. Die Zahl der 



 

Erwerbstätigen wird voraussichtlich in der Nähe der Marke von 46 Millionen verharren. Die Ar-
beitslosenquote nach der Definition der Bundesagentur für Arbeit dürfte dabei weiterhin bei 
rund 6,3 Prozent liegen. 

Für den Prognosezeitraum ab 2026 wird erwartet, dass die jährlichen Teuerungsraten sowohl in 
Deutschland als auch im Euroraum nur geringfügig oberhalb der Zielmarke von zwei Prozent 
liegen werden. Bei intaktem Wachstum im Euroraum und einer Inflationsrate nahe dem geldpo-
litischen Ziel besteht für die Europäische Zentralbank nur geringer Handlungsbedarf. 

5.2.2� Voraussichtliche Entwicklung der Sparkasse 

Abgeleitet aus der Bestandsentwicklung des Jahres 2025 rechnen wir mit einem moderateren 
Wachstum unseres Kundenkreditgeschäfts. Bei der Bilanzsumme erwarten wir aufgrund der Ent-
wicklungen im Kreditgeschäft für das Folgejahr einen weiteren Anstieg. 

Aufgrund unserer vorausschauenden Finanzplanung gehen wir davon aus, dass auch im Prog-
nosezeitraum die Zahlungsbereitschaft gewährleistet ist und die bankaufsichtlichen Anforde-
rungen eingehalten werden können. 

Vor dem Hintergrund der dargestellten Erwartungen hinsichtlich der Rahmenbedingungen und 
Geschäftsentwicklung erwarten wir für das Geschäftsjahr 2025 folgende Entwicklung unserer 
bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren. Hierbei werden die Leistungsindikatoren 
„Cost-Income-Ratio“ und „Gesamtkapitalquote nach CRR“ prognostiziert. 

Hinsichtlich des Rohertrags (Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der sonstigen or-
dentlichen Erträge und Aufwendungen) erwarten wir in absoluten Zahlen eine leichte Verbesse-
rung. Da der prognostizierte Verwaltungsaufwand in gleichem Maße steigen sollte, gehen wir 
von einer nahezu gleichbleibenden Cost-Income-Ratio gegenüber dem Berichtsjahr aus. 

Wir erwarten steigende Eigenmittel aufgrund der Gewinnzuführung. Obwohl die Risikopositi-
onsbeträge aufgrund moderatem Kreditwachstum steigen sollten, gehen wir von einer Erhö-
hung der Gesamtkapitalquote nach CRR von 40 Basispunkten aus. 

5.2.3� Gesamtaussage 

Die Prognose für das Geschäftsjahr 2026 lässt insgesamt erkennen, dass das schwieriger wer-
dende Umfeld durch die Wettbewerbssituation, Zinsentwicklung und der steigenden geopoliti-
schen Unsicherheiten auch an der Sparkasse nicht spurlos vorübergehen wird. Bei der prognos-
tizierten Entwicklung der Ertragslage sollte eine weitere Stärkung der Eigenmittel gesichert 
sein. Unsere Perspektiven für das Geschäftsjahr 2026 beurteilen wir in Bezug auf die von uns 
erwarteten Entwicklungen der Rahmenbedingungen und unserer bedeutsamsten finanziellen 
Leistungsindikatoren zusammengefasst als günstig. 

Aufgrund unserer vorausschauenden Finanzplanung gehen wir daher davon aus, dass auch im 
Prognosezeitraum die Risikotragfähigkeit und die Einhaltung aller bankaufsichtsrechtlichen 
Kennziffern durchgängig gewährleistet sein werden. 

 

St. Blasien, 19.05.2026 

 

 

Der Vorstand 











 

 

Anhang 
 
 
A.� Allgemeine Angaben 
 
Die Sparkasse hat ihren Jahresabschluss nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) 
und der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsin-
stitute (RechKredV) aufgestellt. 
 
 
B.� Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Forderungen an Kunden und Kreditinstitute (einschließlich Schuldscheine) sind zum Nennwert 
bilanziert. Bei der Auszahlung von Darlehen einbehaltene Disagien sowie der Unterschiedsbetrag 
zwischen den niedrigeren Anschaffungskosten und dem Nennwert bei Schuldscheinen werden auf 
deren Laufzeit bzw. Festzinsbindungsdauer verteilt. 
 
Für die im Rahmen unserer Kreditprozesse insbesondere zur Forderungsbewertung identifizier-
ten akuten Ausfallrisiken werden Einzelwertberichtigungen gebildet. Die Höhe der Einzelwertbe-
richtigung entspricht i. d. R. dem Blankokreditanteil des ausfallgefährdeten Kreditengagements. 
Sicherheiten werden dabei mit ihrem erwarteten Realisationswert berücksichtigt.  
Das latente Kreditrisiko ist durch Pauschalwertberichtigungen abgeschirmt. Die Berechnung er-
folgt auf Basis der Grundsätze des IDW RS BFA 7. Hierbei wurde das Bewertungsvereinfachungs-
verfahren angewandt und der erwartete Verlust über einen Betrachtungszeitraum von zwölf Mo-
naten ohne eine Anrechnung von Bonitätsprämien angesetzt. Die Berechnung des erwarteten Ver-
lusts erfolgt mit der Anwendung, die in der internen Steuerung eingesetzt wird. Basis dieser Be-
rechnung waren insbesondere die mit unseren Ratingverfahren auf Grundlage der Vergangenheit 
ermittelten Ausfallwahrscheinlichkeiten der Kreditnehmer für einen 12-Monatszeitraum und die 
im Rahmen der Kreditprozesse bewerteten Sicherheiten. Kreditnehmer, die im Rahmen der inter-
nen Risikosteuerung im Hinblick auf einen Ausfall als risikolos betrachten werden, wurden auch 
für die handelsbilanzielle Betrachtung ausgeschlossen. Die Voraussetzungen für die Anwendung 
des vereinfachten Bewertungsverfahrens sind nach dem Ergebnis unserer Analysen gegeben. Die 
im Rahmen der Berechnung der Pauschalwertberichtigung verwendeten Modelle und Parameter 
spiegeln nach unserer Einschätzung die Risikosituation zum Abschlussstichtag ausreichend wi-
der. Für die besonderen Risiken des Geschäftszweiges der Kreditinstitute wurde zusätzlich Vor-
sorge getroffen.  
 
Die Wertpapiere werden zu den Anschaffungskosten bzw. niedrigeren Kurswerten oder den nied-
rigeren beizulegenden Werten bilanziert (strenges Niederstwertprinzip). 
 
Im Anlagevermögen gehaltene Immobilienfonds werden grundsätzlich zu Rücknahmepreisen 
ohne Berücksichtigung der bei einer vorzeitigen Rückgabe ggf. anfallenden Rücknahmeabschläge 
bewertet. Bei dem Fonds PATRIZIA Gewerbe-Immobilien Deutschland III wurde im Dezember 2025 
die Aussetzung der Anteilsscheinrücknahme erklärt. Bei der Bewertung dieses Fonds wurde ein 
Rücknahmeabschlag von 40 % auf den von der Fondsgesellschaft mitgeteilten Net-Asset-Value 
vorgenommen. Der Abschlag wurde auf Basis eines bei einer Liquidation geschätzten Veräuße-
rungserlöses der Immobilien unter Berücksichtigung des Fremdfinanzierungsanteils im Fonds er-
mittelt. 
 
Für die Ermittlung des Bewertungskurses haben wir die Wertpapiere daraufhin untersucht, ob zum 
Bilanzstichtag ein aktiver Markt vorliegt. Für die Abgrenzung, ob ein aktiver Markt vorliegt, haben 
wir die Kriterien zugrunde gelegt, die in der MiFID II (Markets in Financial Instruments Directive - 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014) für die Ab-
grenzung eines liquiden von einem illiquiden Markt festgelegt wurden. In den Fällen, in denen wir 
insoweit nicht von einem aktiven Markt ausgehen konnten, haben wir die Bewertung anhand von 
gerechneten Kursen des kursversorgenden Systems vorgenommen, denen unter Verwendung 
laufzeit- und risikoadäquater Zinssätze ein Discounted Cashflow-Modell zugrunde liegt. 
 



 
 

Die Beteiligungen wurden nach dem strengen Niederstwertprinzip bewertet. 
 
Die immateriellen Anlagewerte und das Sachanlagevermögen werden mit Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen entsprechend der voraussichtli-
chen Nutzungsdauer� in Anlehnung an die steuerlichen Abschreibungstabellen, bilanziert. Bei 
Photovoltaik-Anlagen wird der Komponentenansatz gemäß IDW RH HFA 1.016 genutzt und eine 
Abschreibung auf die wirtschaftliche Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes vorgenom-
men. Außerplanmäßige Abschreibungen werden bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 
vorgenommen. Aus Vereinfachungsgründen werden bei den Sachanlagen in Anlehnung an die 
steuerlichen Regelungen Vermögensgegenstände von geringem Wert (bis 250 EUR) sofort als 
Sachaufwand erfasst und geringwertige Vermögensgegenstände (bis 1.000 EUR) sofort abge-
schrieben. 
 
Die in den Sonstigen Vermögensgegenständen enthaltenen Forderungen und Vermögenswerte 
wurden mit dem Niederstwert bewertet. 
 
Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
 
Die Rückstellungen wurden in Höhe des Erfüllungsbetrags angesetzt, der nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung notwendig ist; sie berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und unge-
wissen Verpflichtungen.  
 
Die Pensionsrückstellungen wurden, unter Anwendung versicherungsmathematischer Grund-
sätze, mit dem Anwartschaftsbarwertverfahren unter Zugrundelegung der Richttafeln Heubeck 
2018 G ermittelt. Für die Abzinsung wurde der sich aus den vergangenen zehn Geschäftsjahren 
ergebende durchschnittliche Marktzinssatz von 2,05 % bei einer pauschal angenommenen Rest-
laufzeit von 15 Jahren verwendet. Die Erfolge aus der Änderung des Abzinsungssatzes seit dem 
letzten Abschlussstichtag werden im Zinsergebnis ausgewiesen. Bei der Berechnung wurden jähr-
liche Lohn- und Gehaltssteigerungen von 3,0 % und ein Rententrend von jährlich 2,5 % berück-
sichtigt. Einen Fluktuationsabschlag haben wir weiterhin nicht angesetzt. Aus der Berechnung der 
Rückstellungen mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen zehn Geschäftsjahre 
und der vergangenen sieben Geschäftsjahre ergibt sich ein Unterschiedsbetrag von -257 TEUR. 
Insoweit besteht diesbezüglich keine Ausschüttungssperre. 
 
Sparkassen haben ihren Arbeitnehmern Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach 
Maßgabe des „Tarifvertrags über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes - Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K)“ zugesagt. Um den anspruchsberechtigten 
Mitarbeitern die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung gemäß ATV-K zu verschaffen, ist 
die Sparkasse Mitglied in der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen Versorgungsverbands 
Baden-Württemberg (ZVK). Die ZVK finanziert die Versorgungsverpflichtungen im Umlage- und 
Kapitaldeckungsverfahren (Hybridfinanzierung). Hierbei werden im Rahmen eines Abschnittde-
ckungsverfahrens ein Umlagesatz und ein Zusatzbeitrag bezogen auf die zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelte der versicherten Beschäftigten ermittelt. Aus den Zusatzbeiträgen wird ge-
mäß § 64 ZVK-Satzung innerhalb des Vermögens der ZVK ein separater Kapitalstock aufgebaut. 
Die ZVK erhebt zusätzlich zur Deckung der im ehemaligen Gesamtversorgungssystem entstande-
nen Versorgungsansprüche ein Sanierungsgeld. Der Rechtsanspruch der versorgungsberechtig-
ten Mitarbeiter zur Erfüllung des Leistungsanspruchs gemäß ATV-K richtet sich gegen die ZVK, 
während die Verpflichtung der Sparkasse ausschließlich darin besteht, der ZVK im Rahmen des 
mit ihr begründeten Mitgliedschaftsverhältnisses die erforderlichen, satzungsmäßig geforderten 
Finanzierungsmittel zur Verfügung zu stellen. Nach der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
in seinem Rechnungslegungsstandard IDW RS HFA 30 n. F. vertretenen Rechtsauffassung begrün-
det die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung bei einem externen Versorgungsträger 
wie der ZVK handelsrechtlich eine mittelbare Versorgungsverpflichtung. Die ZVK hat im Auftrag 
der Sparkasse den nach Rechtsauffassung des IDW (vgl. IDW RS HFA 30 n. F.) zu ermittelnden Bar-
wert der auf die Sparkasse im umlagefinanzierten Abrechnungsverband entfallenden Leistungs-
verpflichtung zum 31. Dezember 2025 ermittelt. Unabhängig davon, dass es sich bei dem Kassen-
vermögen um Kollektivvermögen aller Mitglieder des umlagefinanzierten Abrechnungsverbandes 
handelt, ist es gemäß IDW RS HFA 30 n. F. für Zwecke der Angaben im Anhang nach Art. 28 Abs. 2 



 
 

EGHGB anteilig in Abzug zu bringen. Auf dieser Basis beläuft sich der gemäß Art. 28 Abs. 2 EGHGB 
anzugebene Betrag auf 6.173.523 EUR. Der Barwert der auf die Sparkasse entfallenden Leistungs-
verpflichtung wurde in Anlehnung an die versicherungsmathematischen Grundsätze und Metho-
den (Anwartschaftsbarwertverfahren), die auch für unmittelbare Pensionsverpflichtungen ange-
wendet wurden, unter Berücksichtigung einer gemäß Satzung der ZVK unterstellten jährlichen 
Rentensteigung von 1% und unter Anwendung der Heubeck-Richttafeln RT 2018 G ermittelt. Als 
Diskontierungszinssatz wurde gemäß § 253 Abs. 2 Satz 2 HGB i. V. m. der Rückstellungsabzin-
sungsverordnung der auf Basis der vergangenen zehn Jahre ermittelte durchschnittliche 
Marktzinssatz von 2,06 % verwendet, der sich bei einer pauschal angenommenen Restlaufzeit von 
15 Jahren ergibt. Da es sich nicht um ein endgehaltbezogenes Versorgungssystem handelt, sind 
erwartete Gehaltssteigerungen nicht zu berücksichtigen. Die Daten zum Versichertenbestand der 
Versorgungseinrichtung per 31. Dezember 2025 liegen derzeit noch nicht vor, sodass auf den Ver-
sichertenbestand per 31. Dezember 2024 abgestellt wurde. Der gemäß Art. 28 Abs. 2 EGHGB an-
zugebende Betrag bezieht sich auf die Einstandspflicht der Sparkasse gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 
BetrAVG, bei der die Sparkasse für die Erfüllung der zugesagten Leistung einzustehen hat (Sub-
sidiärhaftung), sofern die ZVK die vereinbarten Leistungen nicht erbringt. Hierfür liegen gemäß 
der Einschätzung des Verantwortlichen Aktuars im Aktuar-Gutachten 2025 für die Sparkasse keine 
Anhaltspunkte vor. Vielmehr bestätigt der Verantwortliche Aktuar der ZVK in diesem Gutachten 
die Angemessenheit der rechnungsmäßigen Annahmen zur Ermittlung des Finanzierungssatzes 
und bestätigt auf Basis des versicherungsmathematischen Äquivalenzprinzips die dauernde Er-
füllbarkeit der Leistungsverpflichtungen der ZVK. 
 
Bezüglich der als wesentlich einzuordnenden, bei den sonstigen Rückstellungen (Passivposten 
7c) ausgewiesenen Rückstellung für Beihilfen ergeben sich folgende ergänzende Hinweise: 
Bei der Ermittlung der im Zusammenhang mit der Rückstellungsbewertung entstehenden Auf-
wendungen und Erträge wird davon ausgegangen, dass die Änderung des Abzinsungssatzes zum 
Beginn der Periode eingetreten ist. Erfolge aus der Änderung des Abzinsungssatzes oder der 
Restlaufzeit werden bei den nicht aus dem klassischen Bankgeschäft resultierenden Rückstellun-
gen für Beihilfen im operativen Ergebnis, ansonsten einheitlich im Finanzergebnis ausgewiesen.  
 
Die Berechnung der Beihilferückstellungen erfolgt grundsätzlich nach dem gleichen Verfahren 
und Annahmen wie bei den Pensionsrückstellungen. Für die Abzinsung wurde der sich aus den 
vergangenen sieben Geschäftsjahren ergebende durchschnittliche Marktzinssatz von 2,21 % ver-
wendet. Als Trend bezüglich der Steigerung der entsprechenden Aufwendungen haben wir einen 
Satz von 2,5 % berücksichtigt. 
 
Nach IDW RS BFA 3 n. F. sind die zinsbezogenen Instrumente des Bankbuchs (Zinsbuch) einer ver-
lustfreien Bewertung zu unterziehen. Zu diesem Zweck werden die zinsbezogenen Vermögensge-
genstände und Schulden sowie derivative Finanzinstrumente (insbesondere Zins-Swaps) des 
Bankbuchs einem Saldierungsbereich zugeordnet. Für diesen ist unter Berücksichtigung von vo-
raussichtlich zur Bewirtschaftung des Bankbuchs erforderlichen Aufwendungen (Refinanzie-
rungs-, Risiko- und Verwaltungskosten) zu prüfen, ob aus den noch zu erwartenden Zahlungsströ-
men bis zur vollständigen Abwicklung des Bestands ein Verlust droht. Die Sparkasse wendet die 
barwertige Berechnungsmethode an. Der Barwert ergibt sich aus den zum Abschlussstichtag ab-
gezinsten Zahlungsströmen des Bankbuchs. Betrags- und Laufzeitinkongruenzen sind mittels fik-
tiver Geschäfte zu schließen. Auf der Passivseite ist dabei der angenommene individuelle Refinan-
zierungsaufschlag der Sparkasse zu berücksichtigen. Die künftigen für die vollständige Abwick-
lung des Bankbuchs benötigten Verwaltungskosten wurden aus statistischen Daten abgeleitet. 
Der ermittelte Verwaltungskostensatz wurde auch für den Einbezug sogenannter Overheadkosten 
berücksichtigt. Weiterhin wurden Gebühren und Provisionserträge, die direkt aus den Zinspro-
dukten resultieren, im Rahmen der verlustfreien Ermittlung des Bankbuchs berücksichtigt. Zum 
Bilanzstichtag ergibt sich kein Verpflichtungsüberschuss. 
 
Die strukturierten Produkte „Darlehen mit Mindestzinsklausel“ und „Anleihen mit Emittentenkün-
digungsrecht“ wurden unter Berücksichtigung des IDW RS HFA 22 einheitlich (ohne Abspaltung 
der Nebenrechte) sowie das weitere Produkt „Credit Linked Schuldscheindarlehen“ unter Abspal-
tung der Nebenrechte bilanziert und ggf. bewertet. Die übernommenen Adressenausfallrisiken 



 

 
aus Credit Linked Schuldscheindarlehen, die als „gestellte“ Kreditsicherheiten behandelt werden, 
wurden nach IDW RS BFA 1 als Eventualverbindlichkeiten ausgewiesen. 
 
Die zur Steuerung von Zinsänderungsrisiken abgeschlossenen Zinsswapgeschäfte wurden in die 
verlustfreie Bewertung der zinsbezogenen Geschäfte des Bankbuchs (Zinsbuchs) einbezogen und 
waren somit nicht gesondert zu bewerten. 
 
Das Währungsrisiko wird über eine Währungsgesamtposition je Währung als Einheit gesteuert. In 
diese werden je Währung die einzelnen Fremdwährungsforderungen und -verbindlichkeiten so-
wie Devisenkassageschäfte eingestellt. Eine besondere Deckung gemäß § 340h HGB wird in Höhe 
der sich hierbei betragsmäßig ausgleichenden Positionen je Währung angenommen.  
Die Umrechnung der auf fremde Währung lautenden Bilanzposten erfolgte mit dem EZB-Referenz-
kurs. Die Sortenbestände wurden ebenfalls mit dem EZB-Referenzkurs bewertet. 
 
Die Aufwendungen aus der Währungsumrechnung wurden in der Gewinn- und Verlustrechnung 
berücksichtigt. Die Erträge aus der Umrechnung besonders gedeckter Geschäfte�sowie aus offe-
nen Positionen mit Restlaufzeiten von bis zu einem Jahr wurden ebenfalls erfolgswirksam verein-
nahmt. 
 
Der Ausweis der Aufwendungen und Erträge aus besonders gedeckten Positionen erfolgte saldiert 
im sonstigen betrieblichen Ergebnis. 
 
 
C.� Erläuterungen zur Jahresbilanz  
 
Aktivseite 

3. Forderungen an Kreditinstitute 

In dieser Position sind enthalten: 
 31.12.2025 

TEUR 
Vorjahr 
TEUR 

Forderungen an Unternehmen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

6 16 

Forderungen an die eigene Girozentrale 22.134 

 
Die Unterposition b) - andere Forderungen - (ohne anteilige Zinsen) setzt sich nach Restlaufzei-
ten wie folgt zusammen: 
 TEUR 

bis drei Monate 3.390 

mehr als drei Monate bis ein Jahr - 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 10.496 

mehr als fünf Jahre 4.500 

 
4. Forderungen an Kunden 

In dieser Position sind enthalten: 
 31.12.2025 

TEUR 
Vorjahr 
TEUR 

Forderungen an Unternehmen, mit denen ein  
Beteiligungsverhältnis besteht  

1.108 1.108 

 
Diese Position (ohne anteilige Zinsen) setzt sich nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 
 TEUR 

bis drei Monate 13.172 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 47.495 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 144.601 

mehr als fünf Jahre 373.355 

mit unbestimmter Laufzeit 16.897 

 
 



 

 
5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

In dieser Position sind enthalten:  
 31.12.2025 

TEUR 

Beträge, die in dem auf den Bilanzstichtag folgenden Jahr fällig werden 
(ohne anteilige Zinsen) 

10.155 

 
 TEUR 

Von den in dieser Position enthaltenen Wertpapieren sind börsennotiert 82.848 

 
9. Treuhandvermögen 

Das ausgewiesene Treuhandvermögen stellt in voller Höhe Forderungen an Kunden (Aktivposten 
4) dar. 
 
12. Sachanlagen 

In dieser Position sind enthalten: 
 TEUR 

im Rahmen der eigenen Tätigkeit genutzte Grundstücke und Gebäude 1.817 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 572 

 
13. Sonstige Vermögensgegenstände 

In dieser Position sind enthalten: 
 31.12.2025 

TEUR 
Vorjahr 
TEUR 

nachrangige Vermögensgegenstände 1 1 

Steuererstattungsansprüche 562 

 
14. Rechnungsabgrenzungsposten 

In dieser Position sind enthalten: 
 31.12.2025 

TEUR 
Vorjahr 
TEUR 

Unterschiedsbetrag zwischen Erfüllungs- und niedrigerem Ausgabebetrag 
von Verbindlichkeiten oder Anleihen 

19 4 

 
Mehrere Positionen betreffende Angaben 

 TEUR 

Von den Vermögensgegenständen lauten auf Fremdwährung 28.262 
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Passivseite 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

In dieser Position sind enthalten: 
 31.12.2025 

TEUR 

Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale 184.696 

 
 TEUR 

Der Gesamtbetrag der als Sicherheit übertragenen Vermögensgegen-
stände für in dieser Position enthaltene Verbindlichkeiten beläuft sich auf 
insgesamt 

136.905 

 
Die Unterposition b) - mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist - setzt sich (ohne anteilige 
Zinsen) nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 
 TEUR 

bis drei Monate 43.514 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 30.129 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 114.105 

mehr als fünf Jahre 110.592 

 
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

In dieser Position sind enthalten:   
 31.12.2025 

TEUR 
Vorjahr 
TEUR 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein  
Beteiligungsverhältnis besteht  

7 153 

 
Die Unterposition ab) - Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als drei Monaten 
- setzt sich (ohne anteilige Zinsen) nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 
 TEUR 

bis drei Monate 123 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.848 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 4 

mehr als fünf Jahre 2 

 
Die Unterposition bb) - andere Verbindlichkeiten mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist - 
setzt sich (ohne anteilige Zinsen) nach Restlaufzeiten wie folgt zusammen: 
 TEUR 

bis drei Monate 31.059 

mehr als drei Monate bis ein Jahr 34.240 

mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 20.163 

mehr als fünf Jahre 672 

 
4. Treuhandverbindlichkeiten 

Bei den Treuhandverbindlichkeiten handelt es sich um Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinsti-
tuten (Passivposten 1). 
 
6. Rechnungsabgrenzungsposten 

In dieser Position sind enthalten: 
 31.12.2025 

TEUR 
Vorjahr 
TEUR 

Unterschiedsbetrag zwischen Nennbetrag und niedrigerem 
Auszahlungsbetrag von Forderungen 

317 258 
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9. Nachrangige Verbindlichkeiten 

 TEUR 

Für die in dieser Position ausgewiesenen Verbindlichkeiten sind Aufwen-
dungen in folgender Höhe angefallen 

249 

 
Die Bedingungen der im Passivposten "Nachrangige Verbindlichkeiten" enthaltenen Mittelauf-
nahmen entsprechen Artikel 63 der Capital Requirements Regulation (CRR). Die Umwandlung in 
Kapital oder eine andere Schuldform ist in keinem Fall vereinbart oder vorgesehen. 
Die einzelnen Mittelaufnahmen, die jeweils 10 % des Gesamtbetrags übersteigen, sind wie folgt 
ausgestattet (ohne anteilige Zinsen): 
 

Betrag 
TEUR 

Zinssatz 
% 

fällig am Vorzeitige 
Rückzahlungsverpflichtung 

2.000 1,40 29.01.2026 nein 
 

Die nachrangigen Verbindlichkeiten von insgesamt 15.402 TEUR (ohne anteilige Zinsen), die im 
Einzelfall 10 % des Gesamtbetrags der nachrangigen Verbindlichkeiten nicht übersteigen, haben 
eine Durchschnittsverzinsung von 1,73 % und eine Laufzeit von 5 bis 15 Jahren. 
 
Mehrere Positionen betreffende Angaben 

 TEUR 

Von den Schulden lauten auf Fremdwährung 28.056 

 
 
Passivseite unter dem Strich 

1. Eventualverbindlichkeiten 

Im Posten „Eventualverbindlichkeiten“ sind im Unterposten b) „Verbindlichkeiten aus Bürgschaf-
ten und Gewährleistungsverträgen“ 14 Einzelposten von wesentlicher Bedeutung in Bezug auf die 
Gesamttätigkeit der Sparkasse enthalten. Die Einzelbeträge liegen zwischen 1.000 TEUR und 
2.000 TEUR. 
 
Die übernommenen Verpflichtungen aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen waren 
nicht zu passivieren, da wir aufgrund der Bonität der Kreditnehmer davon ausgehen, dass die zu-
grundeliegenden Verpflichtungen erfüllt werden, und wir daher nicht in Anspruch genommen wer-
den. 
 
2. Andere Verpflichtungen 

Im Posten „Andere Verpflichtungen“ sind im Unterposten c) „Unwiderrufliche Kreditzusagen“  
7 Einzelposten von wesentlicher Bedeutung in Bezug auf die Gesamttätigkeit der Sparkasse ent-
halten. Die Einzelbeträge liegen zwischen 1.129 TEUR und 3.000 TEUR. Bei den genannten unwi-
derruflichen Kreditzusagen von insgesamt 12.265 TEUR handelt es sich um Kontokorrentkredite 
und Darlehen. Wir gehen derzeit grundsätzlich davon aus, dass die unwiderruflichen Kreditzusa-
gen künftig von den Kreditnehmern in Anspruch genommen werden. 
 
 
D. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung  
 
5. Provisionserträge 

Wir haben Provisionserträge aus gegenüber Dritten erbrachten Dienstleistungen für die Vermitt-
lung und Verwaltung von Lebensversicherungen, Bausparverträgen und Finanzierungen aus ei-
ner Hand erhalten. 
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8. Sonstige betrieblichen Erträge 

In dieser Position sind enthalten: 
 TEUR 

Grundstückserträge 
 

Periodenfremde Aufwendungen: 
Erträge aus der Auflösung von Pensionsrückstellungen 

331 
 
 

122 

 
10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

In dieser Position sind enthalten: 
 TEUR 

Periodenfremde Aufwendungen: 
Zuführung zu den Pensionsverpflichtungen 92 

 

29. Bilanzgewinn 

Der Verwaltungsrat wird den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 in seiner für den 27. Juli 
2026 vorgesehenen Sitzung feststellen. Der Vorschlag für die Verwendung des Ergebnisses sieht 
vor, den Bilanzgewinn vollständig der Sicherheitsrücklage zuzuführen. 
 
 
E. Sonstige Angaben 
 
Beteiligungen 

Name, Sitz 
Höhe des  

Kapitalanteils 
Eigenkapital 

 
Jahresergebnis 

 
Sparkassenverband  
Baden-Württemberg, 
Stuttgart 

0,16 % -1 -1 

SVB-Sparkassen-Versicherung 
Beteiligungs-GmbH Nr. 10, 
Stuttgart 

11,06 % 
11.724 TEUR 
(30.11.2024) 

+405 TEUR 
(2023/2024) 

1 Keine Angabe gemäß § 286 Abs. 3 Satz 2 HGB 

 
Der übrige Anteilsbesitz nach § 285 Nr. 11 HGB ist für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage von untergeordneter Bedeutung. 
 
Wir sind unbeschränkt haftende Gesellschafterin der DKE-GbR, Berlin. 
 
Der Sparkassenverband Baden-Württemberg hat sich zusammen mit den weiteren Trägern quotal 
entsprechend seinem Stammkapitalanteil an der Bereitstellung von zusätzlichem Eigenkapital für 
die Landesbank Baden-Württemberg beteiligt. Als Mitglied des Sparkassenverbandes Baden-
Württemberg sind wir verpflichtet, über Umlagen den nicht anderweitig gedeckten Verbandsauf-
wand entsprechend dem maßgeblichen Umlageschlüssel abzudecken. Darüber hinaus sind wir 
Mitglied des Sicherungssystems der Deutschen Sparkassenorganisation, wobei das System der 
freiwilligen Institutssicherung beibehalten wurde. Zusätzlich erfüllt das Sicherungssystem auch 
die Anforderungen des Einlagensicherungsgesetzes. Aus diesen Verpflichtungen ist über die lau-
fenden jährlichen Beitragsverpflichtungen hinaus derzeit ein akutes Risiko einer wesentlichen In-
anspruchnahme nicht erkennbar. 
 
Zum Erwerb der BSK 1818 Holding AG (BSKH) (vormals Landesbank Berlin Holding AG (LBBH)) 
durch die S-Finanzgruppe haben wir uns über den Deutschen Sparkassen- und Giroverband ö. K. 
(DSGV) an der Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG (Erwerbsgesellschaft) als 
Kommanditistin unterbeteiligt. In diesem Zusammenhang besteht ein Aufwendungsersatzan-
spruch des DSGV gegenüber den Unterbeteiligten für den Fall, dass die über die Erwerbsgesell-
schaft auszuschüttenden Dividenden der BSKH die laufenden Aufwendungen (im Wesentlichen 



 

 

�

aus der Fremdfinanzierung) nicht abdecken. Aktuell ist aus dieser Verpflichtung kein akutes Risiko 
einer Inanspruchnahme erkennbar. 
 
Derivative Finanzinstrumente 

Die am Bilanzstichtag noch nicht abgewickelten Termingeschäfte gliedern sich wie folgt: 

1) ohne anteilige Zinsen 

 
Die Zinsswaps dienen zur Sicherung des Zinsänderungsrisikos im Anlagebuch.  
 
Bei dem Kontrahenten im Derivategeschäft per 31. Dezember 2025 handelt es sich um ein deut-
sches Kreditinstitut. Bei OTC-gehandelten derivativen Finanzinstrumenten werden theoretisch er-
mittelte Werte als Zeitwerte angesetzt (Mark to Model Bewertung). Zinsswaps werden in die Ba-
sisbestandteile Kuponanleihe und Floater zerlegt und unter Zugrundelegung entsprechender 
Zinsstrukturkurven getrennt bewertet. Der Barwert der Swaps ergibt sich dabei aus der Differenz 
der Barwerte der beiden Basisprodukte. Diese, in die Zinsbuchsteuerung einbezogenen Derivate, 
wurden bei der verlustfreien Bewertung der zinsbezogenen Geschäfte des Bankbuchs (Zinsbuchs) 
berücksichtigt und waren daher nicht gesondert zu bewerten. 
 
Latente Steuern 

Aufgrund abweichender Ansatz- und Bewertungsvorschriften zwischen Handels- und Steuerbilanz 
bestehen zum Bilanzstichtag Steuerlatenzen. Dabei wird der Gesamtbetrag der künftigen Steuer-
belastungen durch absehbare Steuerentlastungen überdeckt. Ein Ausweis passiver latenter Steu-
ern war insoweit nicht erforderlich, auf den Ansatz aktiver latenter Steuern hat die Sparkasse ent-
sprechend § 274 Abs. 1 HGB verzichtet. Die wesentlichen künftigen Steuerbelastungen resultieren 
aus bilanziellen Ansatzunterschieden der Investmentbesteuerung. Die zum Ausgleich der künfti-
gen Steuerbelastungen benötigten absehbaren künftigen Steuerentlastungen ergeben sich aus 
unterschiedlichen bilanziellen Ansätzen bei den Rückstellungen. Der Ermittlung der latenten 
Steuern wurde aufgrund der schrittweisen Reduzierung des Körperschaftsteuersatzes von 15 % 
auf 10 % bis 2032 je nach Umkehrungszeitpunkt der Differenzen ein Steuersatz von 29,321 % bis 
24,046 % (Körperschaft- und Gewerbesteuer zzgl. Solidaritätszuschlag) zugrunde gelegt. Aus Be-
teiligungen an Personengesellschaften resultierende, lediglich der Körperschaftsteuer und dem 
Solidaritätszuschlag unterliegende Differenzen wurden bei den Berechnungen mit einem Steuer-
satz von 15,825 % bis 10,55 % berücksichtigt. 
 
Abschlussprüferhonorare 

Für das Geschäftsjahr wurden von unserem Abschlussprüfer für folgende Leistungen Honorare 
berechnet: 
 TEUR 

für die Abschlussprüfung 302 
für andere Bestätigungen 53 
für die Steuerberatung 6 
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 Nominalbeträge 
in TEUR 

Zeitwerte 1) 
in TEUR 

Buchwerte 
in TEUR 

nach Restlaufzeiten 
Insge-
samt 

+ ./. 
Optionsprämie / 
Variation Margin 

Rückstellung 
(P7) bis 1 

Jahr 
1-5 

Jahre 
> 5 

Jahre 

Zinsbezogene 
Geschäfte 

        

OTC-Produkte         
 Zinsswaps - 15.000 11.000 26.000 133 208  - 
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Nachtragsberichterstattung 

Den Ausbruch des Nahost-Kriegs am 28. Februar 2026 sowie die unmittelbaren und mittelbaren 
Auswirkungen betrachten wir als Ereignis mit wertbegründendem Charakter, das geeignet ist, die 
Entwicklung unserer Vermögens- und Ertragslage wesentlich zu beeinflussen. Das Ausmaß dieser 
Entwicklung und deren negative Auswirkungen auf den Jahresabschluss 2026 ist zum heutigen 
Zeitpunkt nur schwer abzuschätzen und kann insofern nicht quantifiziert werden. Mit Sicherheit 
lässt sich bereits jetzt festhalten, dass die negativen Folgen umso stärker sind, je länger die Aus-
einandersetzungen und die damit einhergehenden wirtschaftlichen Konsequenzen anhalten. 
 
Mitarbeiter/innen 

Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt: 
 Anzahl 

Vollzeitkräfte 41 
Teilzeit- und Ultimokräfte (anteilig) 13 
Auszubildende 8 
Insgesamt 62 

 
Bezüge und Kreditgewährungen an Vorstand und Verwaltungsrat 

Für die früheren Mitglieder des Vorstandes bzw. deren Hinterbliebene wurden Versorgungsbe-
züge in Höhe von 328 TEUR bezahlt. Für diese Personengruppe bestehen Pensionsrückstellungen 
in Höhe von 5.114 TEUR. 
 
Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhielten für Ihre Tätigkeit im Berichtsjahr Gesamtbezüge in 
Höhe von 86 TEUR. 
 
Den Mitgliedern des Vorstandes wurden Kredite in Höhe von 968 TEUR gewährt. 
 
An die Mitglieder des Verwaltungsrates wurden Kredite (einschließlich Haftungsverhältnisse) in 
Höhe von 5.358 TEUR ausgereicht. 
 
�  
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Organe 

Verwaltungsrat 

Vorsitzender Probst, Adrian, Bürgermeister 

1. Stellvertreter Kaiser, Thomas, Bürgermeister (bis 31.12.2025) 

Kaiser, Jürgen, Bürgermeister1) 

2. Stellvertreter Stiegeler Sebastian, Bürgermeister1) 

Mitglieder Behringer, Thomas, Sparkassenangestellter 

Bücheler, Dr. Stephan, Bürgermeister 

Kaiser, Michael, Selbstständiger Elektrikermeister 

Maurer, Martin, Bürgermeister (ab 01.01.2026) 

Nägele, Melanie, Sparkassenangestellte 

Porten, Frank, Hotelier 

Schmidt, Fabian, Sparkassenangestellter 

Schönemann, Alexander, Bürgermeister2) 

Schupp, Harald, Sparkassenangestellter 

Speicher, Klemens, Land- und Forstwirt (ab 23.06.2025)3) 

Wild, Burkhard, Steuerberater 

Zimmermann, Christian, Sparkassenangestellter 

Vorstand  

Vorsitzender Behringer, Gerhard, Sparkassendirektor 

Mitglied Kistler, Klaus, Sparkassendirektor 
 1) bis 31.12.2025 einfaches Mitglied des Verwaltungsrates 
 2) bis 31.12.2025 2. Stellvertreter 
 3) zuvor Gruppenstellvertreter 

 
Eines unserer Vorstandsmitglieder ist ordentliches Mitglied des Verwaltungsrats der LBS Lan-
desbausparkasse Süd mit Sitz in Stuttgart und München. 
 
 
 
St. Blasien, den 08.05.2026 
 
 
Der Vorstand 
 

 
 
 
 

G. Behringer K. Kistler  



 

 

�

Anlage zum Jahresabschluss gemäß § 26a Abs. 1 Satz 2 KWG  
zum 31. Dezember 2025  

„Länderspezifische Berichterstattung“ 
 

Die Sparkasse St. Blasien hat keine Niederlassungen im Ausland. Sämtliche nachfolgende Anga-
ben entstammen dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und beziehen sich ausschließlich 
auf ihre Geschäftstätigkeit als regional tätige Sparkasse in der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Tätigkeit der Sparkasse St. Blasien besteht im Wesentlichen darin, Einlagen oder andere rückzahl-
bare Gelder von Privat- und Firmenkunden entgegenzunehmen und Kredite für eigene Rechnung 
zu gewähren. 
 
Die Sparkasse St. Blasien definiert den Umsatz als Saldo aus der Summe folgender Komponenten 
der Gewinn- und Verlustrechnung nach HGB: Zinserträge, Zinsaufwendungen, laufende Erträge 
aus Aktien etc., Erträge aus Gewinngemeinschaften etc., Provisionserträge, Provisionsaufwendun-
gen, Nettoertrag/-aufwand des Handelsbestands und sonstige betriebliche Erträge. Der Umsatz 
beträgt für den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2025 17.235 TEUR. 
 
Die Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten beträgt im Jahresdurch-
schnitt 54. 

 
Der Gewinn vor Steuern beträgt 2.766 TEUR.  
 
Die Steuern auf den Gewinn betragen 1.954 TEUR. Die Steuern betreffen laufende Steuern.  
 
Die Sparkasse St. Blasien hat im Geschäftsjahr keine öffentlichen Beihilfen erhalten. 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Sparkasse St. Blasien, St. Blasien 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Sparkasse St. Blasien (im Folgenden: Sparkasse) beste-

hend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, ein-

schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, geprüft. Darüber 

hinaus haben wir den Lagebericht der Sparkasse für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 

bis zum 31. Dezember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

�� entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kreditinstitute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt un-

ter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 

Sparkasse zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und 

�� vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Sparkasse. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 Handelsgesetzbuch (im Folgenden: HGB) erklären wir, dass un-

sere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgenden: 

EU-APrVO) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-

wortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Be-

stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Sparkasse unabhängig in 

Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und 

berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus erklären wir gemäß 

Art. 10 Abs. 2 Buchstabe f) EU-APrVO i. V. m. § 340k Abs. 3 HGB, dass alle von uns beschäf-

tigten Personen, die das Ergebnis der Prüfung beeinflussen können, keine verbotenen 

Nichtprüfungsleistungen nach Art. 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffas-

sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu die-

nen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 

pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 waren. Diese Sachver-

halte wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem 

und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein geson-

dertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

Nachfolgend stellen wir den aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalt 

dar: 

Bewertung von Forderungen an Kunden 

a)� Sachverhalt und Problemstellung 

Das Kundenkreditgeschäft ist ein maßgebliches Geschäftsfeld der Sparkasse. Bei der Be-

wertung einzelner Kundenforderungen ist das Adressenausfallrisiko des Kreditnehmers, 

d. h. insbesondere die Wahrscheinlichkeit, mit der ein Kreditnehmer seinen vertraglichen 

Leistungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen kann, sowie die Bewertung der ggf. vor-
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liegenden Sicherheiten, maßgeblich. Die Bewertung dieser Forderungen beruht somit in ei-

nem hohen Maße auf den Einschätzungen und Annahmen des Vorstands der Sparkasse zu 

den genannten Sachverhalten. Die Unsicherheiten bei diesen Ermessensentscheidungen 

sind aktuell insbesondere durch die aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ge-

prägt. Von besonderer Bedeutung ist hierbei die Einschätzung, inwieweit die hieraus resul-

tierenden Belastungen die Kapitaldienstfähigkeit der betroffenen Kreditnehmer dauerhaft 

negativ beeinflussen. Diese Thematik hat daher wesentliche Auswirkungen auf den Jahres-

abschluss, insbesondere auf die Ertragslage der Sparkasse. Für die Zwecke der Rechnungs-

legung sind insofern die Kreditprozesse zur Bewertung der Forderungen von besonderer 

Bedeutung. Die Bewertung von Forderungen an Kunden bedarf insoweit einer besonderen 

Befassung durch den Abschlussprüfer. 

b)� Prüferisches Vorgehen und Erkenntnisse 

Bereits im Rahmen unserer vorgezogenen Prüfung der organisatorischen Pflichten haben 

wir die Ordnungsmäßigkeit der Kreditprozesse, u. a. die Früherkennungsverfahren für Kre-

ditrisiken und den Forderungsbewertungsprozess, betrachtet. Die relevanten Kreditpro-

zesse sowie die Angemessenheit und Wirksamkeit des internen Kontrollsystems bei der Be-

wertung der Kundenforderungen beurteilen wir regelmäßig auf Grundlage unserer Prü-

fungshandlungen. 

Bei einer risikoorientierten - unter besonderer Berücksichtigung der aktuellen wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen - vorgenommenen bewussten Auswahl von Kreditengagements 

haben wir aussagebezogene Prüfungshandlungen in Form von Einzelfallprüfungen vorge-

nommen und auf der Grundlage von Kreditunterlagen zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

die von der Sparkasse vorgenommene Beurteilung des kreditnehmerbezogenen Adressen-

ausfallrisikos sowie die Bewertung der Kreditsicherheiten bei ausfallgefährdeten Forderun-

gen nachvollzogen. 

c)� Verweis auf weitergehende Informationen 

Weitere Informationen und Erläuterungen sind in den Anhangangaben zu den Bilanzie-

rungs- und Bewertungsmethoden (Abschnitt B) sowie zu den Beständen zum Bilanzposten 

Aktiva 4 (Abschnitt C) enthalten. Darüber hinaus verweisen wir auf die Darstellungen und 

Erläuterungen im Lagebericht (Abschnitte 2.2.2, 2.3.1 und 4.2.1.1). 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter (Vorstand) und des Aufsichtsorgans (Verwal-

tungsrat) für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Der Vorstand der Sparkasse ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 

der den deutschen, für Kreditinstitute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse vermit-

telt. Ferner ist der Vorstand verantwortlich für die internen Kontrollen, die er in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 

bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-

sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen 

der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Vorstand dafür verantwortlich, die Fähig-

keit der Sparkasse zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 

hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwort-

lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 

entgegenstehen. 

Außerdem ist der Vorstand verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Sparkasse vermittelt sowie in allen wesentlichen 

Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt. Ferner ist der Vorstand verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-

teme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 

und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 

können. 

Der Verwaltungsrat der Sparkasse ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs-

legungsprozesses der Sparkasse zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts. 



  Seite 5 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage der Sparkasse vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-

schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-

gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der un-

sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Insti-

tut der Wirtschaftsprüfer e. V. (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-

deckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren 

und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 

dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-

berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

�� identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 

planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-

langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resul-

tierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, 

dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt 

wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 

Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 

Kontrollen beinhalten können. 

�� erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 

Kontrollen der Sparkasse bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben. 
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�� beurteilen wir die Angemessenheit der vom Vorstand angewandten Rechnungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der vom Vorstand dargestellten geschätzten 

Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

�� ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des vom Vorstand angewand-

ten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 

auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zwei-

fel an der Fähigkeit der Sparkasse zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-

fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-

steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 

unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 

Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-

merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-

nen jedoch dazu führen, dass die Sparkasse ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 

fortführen kann. 

�� beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse 

vermittelt. 

�� beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Sparkasse. 

�� führen wir Prüfungshandlungen zu den vom Vorstand dargestellten zukunftsorientier-

ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-

weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben vom 

Vorstand zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-

rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-

ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 

liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares 

Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben ab-

weichen. 
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Wir erörtern mit dem Verwaltungsrat unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-

planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber dem Verwaltungsrat eine Erklärung ab, dass wir die relevanten Unab-

hängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihm alle Beziehungen und 

sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie 

sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und, sofern einschlägig, die zur Beseitigung von 

Unabhängigkeitsgefährdungen vorgenommenen Handlungen oder ergriffenen Schutzmaß-

nahmen. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit dem Verwaltungsrat erörtert haben, die-

jenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlusses für den aktuellen Berichts-

zeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssachver-

halte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Ge-

setze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts 

aus. 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN 

Übrige Angaben gemäß Art. 10 EU-APrVO 

Wir sind nach § 30 Abs. 2 Satz 2 Sparkassengesetz für Baden-Württemberg i. V. m. § 340k 

Abs. 3 Satz 1 HGB gesetzlicher Abschlussprüfer der Sparkasse. 

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem 

Prüfungsbericht nach Art. 11 EU-APrVO in Einklang stehen. 

Von uns beschäftigte Personen, die das Ergebnis der Prüfung beeinflussen können, haben 

folgende Leistungen, die nicht im Jahresabschluss oder im Lagebericht angegeben wurden, 

zusätzlich zur Abschlussprüfung für die Sparkasse erbracht: 

�� Prüfung im Zusammenhang mit dem „MACCs-Verfahren“ (Kreditforderungen - Einrei-

chung und Verwaltung) gemäß Abschnitt V Nr. 11 (1) der Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen der Deutschen Bundesbank 

�� Prüfung im Zusammenhang mit der Kostenumlage der Bundesanstalt für Finanzdienst-

leistungsaufsicht für den Aufsichtsbereich Wertpapierhandel gemäß § 16j Abs. 2 

Satz 2 des Gesetzes über die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Finanz-

dienstleistungsaufsichtsgesetz - FinDAG) 
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VERANTWORTLICHER WIRTSCHAFTSPRÜFER 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Herr Jochen Eberhard. 

 

Stuttgart, den 22. Mai 2026  

 Sparkassenverband Baden-Württemberg 
Prüfungsstelle 

   

   

   

  Eberhard 
Wirtschaftsprüfer 
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